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Blickpunkt
Die Quote der Erwerbstätigen im 

Alter zwischen 60 und 65 Jahren ist 
in den letzten fünf Jahren von 28 auf 
40 Prozent gestiegen! So wird die 
Statistik gerne von Regierungssei-
te interpretiert – und entsprechend 
in den Medien platziert. Wer bis-
lang noch begründet vor der Gefahr 
wachsender Altersarmut warnte, 
reibt sich erstaunt die Augen: Ist 
die Arbeit jenseits der 60 plötzlich 
Normalität geworden?! Bei einer 
weniger tendenziösen „Analyse“ der 
Erwerbstätigenquote sieht die Bilanz 

allerdings weniger erfreulich aus. Als 
haarsträubend erweist sich zunächst, 
w a s hier gemessen wird: Denn unter 
die Erwerbstätigenquote fallen rech-
nerisch alle, die auch nur eine Stunde 
wöchentlich beschäftigt sind. Men-
schen in Altersteilzeit oder Minijob-
ber werden ebenfalls mitgezählt. Das 
Bild verzerrt sich außerdem durch die 
zugrunde gelegte Altersspanne von 
55 bis 65 Jahren. Daraus resultieren-
de Verallgemeinerungen verwischen, 
dass die Entwicklung bei den über 
63-Jährigen besonders kritisch ist: 

Hier liegt die Quote derer, die einem 
regulären sozialversicherungspflich-
tigen Job nachgehen nach aktuellen 
Zahlen bei unter 10 Prozent. Bei den 
64-Jährigen sind es noch ganze 6,3 
Prozent. Vor dem Hintergrund, dass 
zudem Hartz-IV-Bezieher mit 63 
– trotz großer Abschläge – zwangs-
weise in Rente gehen müssen, fällt es 
schwer zu glauben, dass es der Regie-
rung tatsächlich nur um eine Verlän-
gerung der Lebensarbeitszeit geht.
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� SoVD-Präsident
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Mit konkreten Vorschlägen für ei-
ne bessere Sicherung von Beschäf-
tigung und mehr sozialem Schutz 
bei Arbeitslosigkeit ist der Sozial-
verband Deutschland (SoVD) im 
Rahmen einer Bundespressekon-
ferenz an die Öffentlichkeit getre-
ten. Dabei fordert der SoVD einen 
grundlegenden Kurswechsel in der 
Arbeitsmarktpolitik. Gemeinsam  
mit der Vorsitzenden des Arbeits-
kreises Sozialversicherung, Prof. 
Dr. Ursula Engelen-Kefer, stellte 
SoVD-Präsident Adolf Bauer am 
11. August die in einem Positions-
papier zusammengefassten arbeits-
marktpolitischen Forderungen des 
Verbandes vor. Die Pressekonferenz 
fand ein gewaltiges Medienecho. 

Unmissverständlich macht das 
SoVD-Papier die dramatischen 
Fehlentwicklungen der letzten Jah-
re in der Arbeitsmarktpolitik deut-
lich. Rasche Korrekturen seien not-
wendig, erklärte SoVD-Präsident 
Adolf Bauer. Neben den konkreten 
Vorschlägen für eine bessere Siche-
rung bei Arbeitslosigkeit und zur 
Bekämpfung des Niedriglohnsek-
tors beinhaltet der vorgestellte For-
derungskatalog klare Vorschläge zur 
Verhinderung von Arbeitslosigkeit, 
zur Stärkung der Bundesagentur 
für Arbeit, zur Schaffung Existenz 
sichernder Arbeit sowie der Gleich-
stellung von Frauen im Beruf. 

Einen Schwer-
punkt bilden da-
bei die Maßnah-
men, die vorran-
gig und unerläss-
lich sind, um die Arbeitsmarktsitu-
ation und Beschäftigungsperspekti-
ven derjenigen zu verbessern, die in 
besonderer Weise benachteiligt sind. 
So fordert der SoVD insbesondere 
auch eine transparente, bedarfsge-
rechte und realitätsgerechte Neube-
messung der Hartz-IV-Regelsätze, 
eine umfassende Berücksichtigung 
der kinderspezifischen Bedarfe so-
wie eine auf der Preisentwicklung 
basierenden Fortschreibung der 
Regelsätze (siehe dazu auch „Gut-
scheinregelung diskriminierend“ 

auf Seite 2). 
„Eine Existenz sichernde und 

durchgängige Vollzeitbeschäftigung 
bis zum Renteneintritt ist zuneh-
mend zur Fiktion geworden. Immer 
mehr Menschen sind auf Hartz-IV-
Leistungen angewiesen, weil sie 
arbeitslos sind oder von ihrem Ar-
beitseinkommen nicht mehr leben 

können“, stellte 
SoVD-Präsident 
Adolf Bauer fest. 
„Für die Betrof-
fenen und ihre 

Familien bedeutet dies harte finan-
zielle Einschnitte und einen sozialen 
Abstieg.“

Vor allem die massive Ausdeh-
nung des Niedriglohnsektors und 
der prekären Beschäftigung habe 
zu dramatischen Verwerfungen am 
Arbeitsmarkt geführt, die dringend 
korrigiert werden müssten. Im-
mer stärker zeigten sich zudem die 
Wechselwirkungen zwischen den 
Entwicklungen am Arbeitsmarkt 
und den sozialen Sicherungssyste-
men. Dies gelte allen voran für die 

gesetzliche Rentenversicherung: 
Langzeitarbeitslosigkeit, Niedrig-
einkommen und prekäre Beschäf-
tigung seien neben den zahlreichen 
Rentenkürzungen der vergangenen 
Jahre maßgebliche Ursache dafür, 
dass die Betroffenen niedrigere 
Rentenansprüche erwerben würden. 
„Die Gefahr der Altersarmut ist vor-
programmiert.“

Vor dem Hintergrund der aufge-

zeigten Fehlentwicklungen gewin-
ne die Arbeitsmarktpolitik auch 
in der sozialpolitischen Arbeit des 
SoVD zunehmend an Bedeutung, 
führte Bauer weiter aus. Insbeson-
dere die Alterssicherungspolitik 
und die Politik für Menschen mit 
Behinderung, zwei zentrale Hand-
lungsfelder des SoVD, ließen sich 
nicht ohne Berücksichtigung von 

� Fortsetzung auf Seite 2

Große Resonanz auf SoVD-Forderungen zur Sicherung von Beschäftigung

Arbeitsmarktpolitik korrigieren!

Die von SoVD-Präsident Adolf Bauer (oben, Bildmitte) und der Vorsit-
zenden des Arbeitskreises Sozialversicherung des SoVD, Prof. Dr. Ursula 
Engelen-Kefer (oben, rechts im Bild), vorgestellten arbeitsmarktpolitischen 
Forderungen fanden ein gewaltiges Medienecho. 

Fotos (2): Herbert Schlemmer
„Eine Existenz sichernde

Vollzeitbeschäftigung wird
zunehmend zur Fiktion“
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Kinderarmut bekämpfen
Immer mehr Kinder wachsen unter schwierigen Verhältnissen auf. Sie leiden unter Kinderarmut und haben 

geringere Bildungschancen. In Deutschland sind insgesamt 2,5 Millionen Kinder – das bedeutet jedes sechste 
Kind – armutsgefährdet. 

Das Jahr 2010 wurde von der Eu-
ropäischen Kommission zum Euro-
päischen Jahr zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung 
erklärt. Ziele des Europäischen Jah-
res sind, das öffentliche Bewusstsein 
für die Risiken von Armut zu stär-
ken und die Wahrnehmung für de-
ren Ursachen und Auswirkungen zu 
schärfen.

Der Sozialverband Deutschland 
(SoVD) wird den Weltkindertag 
zum Anlass nehmen, mithilfe eines 
umfangreichen Positionspapieres 
Wege aufzuzeigen, die in Deutsch-
land zur Beseitigung von Kinder-
armut beschritten werden müssen. 
Wir werden darüber ausführlich in 
der nächsten Ausgabe der SoVD-
Zeitung berichten. 

SoVD plant Aktion zum Weltkindertag am 20. September

Kinderarmut ist ein zunehmendes Problem in unserer Gesellschaft.
Foto: Lucian / fotolia

Gutscheinregelung diskriminierend
Der Sozialverband Deutschland (SoVD) lehnt eine Gutscheinregelung für die Kinder von Hartz-IV-Empfän-

gern ab. Eine solche Lösung sei diskriminierend, weil sie Kinder ins Abseits stelle, erklärte SoVD-Präsident 
Adolf Bauer im Rahmen einer Bundespressekonferenz (siehe auch Leitartikel, Seite 1). Die Neubemessung der 
Hartz-IV-Sätze müsse den Bedarf von Kindern umfassend berücksichtigen; eine Gutscheinregelung sei der 
falsche Weg. 

Der SoVD fordert vor allem ein 
transparentes Berechnungsverfah-
ren der Regelsätze. Die Vorsitzende 
des Arbeitskreises Sozialversiche-
rung, Prof. Dr. Ursula Engelen-
Kefer, sagte, die Sätze müssten das 
„Existenzminimum bedarfsgerecht 
und realitätsgerecht widerspiegeln“ 
und auf der Basis der Preisentwick-
lung angepasst werden. „Wenn diese 
Grundsätze beachtet werden, muss 
es zwangsläufig höhere Hartz-IV-
Leistungen geben, und zwar nicht 

nur für Kinder, sondern auch für 
Erwachsene.“ Wer sich gegen eine 
Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze 
ausspreche, „hat die Ohrfeige aus 
Karlsruhe wohl schon vergessen“, 
so Engelen-Kefer. Der Hintergrund: 
Das Bundesverfassungsgericht hat-
te im Februar entschieden, dass die 
Hartz-IV-Regelsätze für Erwachsene 
und Kinder verfassungswidrig sind 
und neu berechnet werden müssen. 
Für die Kinder von Hartz-IV-Emp-
fängern plant Bundesarbeitsminis-

terin Ursula von der Leyen (CDU) 
mit einem entsprechenden Vorstoß 
ein Gutschein- oder Chipkartensys-
tem, mit dem zusätzliche Leistungen 
wie Schulessen oder Nachhilfe be-
zahlt werden könnten. 

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
bezeichnete die vorgeschlagenen 
Bedarfsgutscheine als „sozialpoliti-
sches Instrument aus der Mottenkis-
te des vergangenen Jahrhunderts“, 
das sozial schwache Familien dis-
kriminiere. � veo

SoVD hält vorgeschlagenes System für den falschen Weg

Fortsetzung von Seite 1

Arbeitsmarktpolitik ...
arbeitsmarktpolitischen Entwick-
lungen gestalten. Hinzu komme, 
dass sich seit Einführung von Hartz 
IV zunehmend auch Arbeitsuchende 
an den SoVD wenden würden, weil 
sie die Regelungen und ihre Umset-
zung als entwürdigend, ungerecht 
und unsozial empfänden, so der 
SoVD-Präsident. Um den Niedrig-
lohnsektor zu bekämpfen, schlägt 
der SoVD neben der weiteren Ein-
führung von Branchenmindest-
löhnen auf tariflicher Basis einen 
bundeseinheitlichen gesetzlichen 
Mindestlohn und Änderungen der 
Zumutbarkeitsregelungen bei Hartz 
IV vor. Prof. Dr.  Engelen-Kefer warf 
der Politik vor, in den vergangenen 
Jahren die Grundlagen für die Aus-
breitung von Niedriglöhnen und 
prekärer Beschäftigung geschaffen 
und auf diese Weise dafür gesorgt 
zu haben, dass mittlerweile 1,4 Mil-
lionen Menschen auf ergänzende 
Sozialleistungen angewiesen seien, weil ihr Einkommen nicht zum Leben 
reiche. „Fast sechs Millionen Beschäftigte arbeiten für einen Stundenlohn 
von weniger als 8,50 Euro; der überwiegende Teil liegt sogar erheblich dar-
unter“, sagte Engelen-Kefer. Vor dem Hintergrund der genannten Zahlen sei 
es unanständig, mit dem häufig ins Feld geführten Lohnabstandsgebot zu 
argumentieren. Die Sozialexpertin forderte einen gesetzlichen Mindestlohn 
von mindestens 8,50 Euro pro Stunde, der auch für Zusatzverdienste von 
Leistungsempfängern gelten müsse. „Ein gesetzlicher Mindestlohn muss 
auch für Hinzuverdienstgrenzen bei Hartz IV gelten. Denn 57 Prozent der 
Aufstocker arbeiten im Minijobbereich.“ Fehlanreize zur Beschäftigung 
im Niedriglohnsektor würden auf diese Weise beseitigt, die Verdienste der 
Betroffenen fielen höher aus und es bestünde ein realistischer Weg aus Hartz 
IV, argumentierte Engelen-Kefer. 

Als einen wesentlichen Punkt des Positionspapieres nannte Adolf Bau-
er die Politik für Menschen mit Behinderung. Die Förderung behinderter 

und schwerbehinderter Menschen 
müsse deutlich verbessert werden. 
Zudem seien die Arbeitgeber in 
der Pflicht, verstärkt betriebliche 
Ausbildungs- und Beschäftigungs-
möglichkeiten für behinderte und 
schwerbehinderte Menschen zu er-
öffnen. „Behinderte Menschen blie-
ben zum Beispiel bei der Schaffung 
der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende weit gehend unberücksich-
tigt. Sie sind überdurchschnittlich 
von Arbeitslosigkeit betroffen und 
spüren die Folgen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise jetzt in einem be-
sonderen Maße“, erklärte der SoVD-
Präsident. Dies sei ein für die Be-
troffenen unzumutbarer Zustand, 
den es schnellstmöglich und zielge-
richtet zu beenden gelte. � veo

Das Positionspapier finden Sie auf 
www.sovd.de, den entsprechenden 
Broschürenhinweis auf Seite 5.

Als zentrales Handlungsfeld hob 
SoVD-Präsident Adolf Bauer die 
Politik für Menschen mit Behinde-
rung hervor.  

Einen bundeseinheitlichen Min-
destlohn forderte auch Prof. Dr. 
Ursula Engelen-Kefer.

Fotos (2): Herbert Schlemmer
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Hohe Strafen für Spätzahler 
Gesetzliche Krankenkassen sollen in Zukunft Säumniszuschläge von mindestens 30 Euro bis zur Höchstsumme 

von drei Zusatzbeiträgen erheben können, wenn ihre Mitglieder den geforderten Zusatzbeitrag sechs Monate nicht 
gezahlt haben. Bei Gutverdienern soll der Säumniszuschlag auf bis zu 225 Euro klettern können. Die Strafzah-
lungen sollen nicht für Hartz-IV-Empfänger gelten.

Zunächst war geplant, dass die 
Arbeitgeber den Zusatzbeitrag bei 
säumigen Versicherten direkt vom 
Gehalt abziehen. Abweichend von 
Röslers erstem Plan wurde nun be-
schlossen, das geplante Strafgeld 
zu verändern und Arbeitgeber von 
der  strittigen Inkassoaufgabe 
auszunehmen.  

Allein bei der DAK haben bislang 
ein halbe Million Mitglieder den er-
hobenen Zusatzbeitrag nicht frist-
gerecht bezahlt. Die DAK ist eine 
von inzwischen etwa 15 Kassen, 
die von ihren Versicherten einen 

Zusatzbeitrag verlangen. 
Anders als der Bei-

tragssatz wird der Zu-
satzbeitrag nicht 

vom Arbeit-
geber bei der 
Gehaltsabrech-

nung einbehal-
ten, sondern muss 

vom Versicherten 
direkt an die Kran-

kenkasse überwiesen 
werden. 

Der Sozialverband 
Deutschland (SoVD) hat 

bereits im Vorfeld der Be-
schlüsse seit langem immer 

wieder kritisiert, dass mit der 
Ausweitung der Zusatzbeiträge 
die Kostenrisiken im Gesund-
heitssystem künftig allein auf 

die Patienten 
und Versi-
cherten abge-
wälzt werden 
sollen. Insbe-

sondere Geringverdiener und Rent-
ner, die ohnehin schon die großen 
Verlierer der von ihnen nicht ver-
ursachten Krise sind, werden damit 
überproportional belastet.  

Durchgreifende Maßnahmen auf
der Ausgabenseite sind geboten
„Angesichts des Finanzlochs 

in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung sind jetzt vorrangig 
durchgreifende Maßnahmen auf 
der Ausgabenseite das Gebot der 
Stunde“, mahnte SoVD-Präsident 
Adolf Bauer in einer entsprechen-
den Presseerklärung an.  Auch 
müsse endlich Schluss sein mit den 
jahrelangen Attacken auf die Ein-
nahmeseite. Allein der fortwähren-
de Ausbau des Niedriglohnsektors 
habe der gesetzlichen Krankenver-
sicherung schwer zugesetzt. 

Der SoVD  fordert eine sozial ge-
rechte Gesundheitsreform, die den 
Erhalt und die Fortentwicklung 
der mehrheitlich gewollten solida-
rischen Krankenversicherung ge-
währleistet. Dazu gehört aus Sicht 
des Verbandes insbesondere, dass 
die jahrelangen einseitigen Belas-
tungen der Patienten und Versi-
cherten ein Ende haben. � veo

Krankenkassen dürfen Säumniszuschläge für Zusatzbeiträge erheben

Kommentar

Symptome statt Ursachen zu 
bekämpfen, das kennt man aus der 
Medizin. Nun bedient sich auch die 
schwarz-gelbe Regierung dieser 
Methode. Steffen Seibert wird neuer 
Regierungssprecher und das Bild 
eines politischen Notarztes drängt 
sich auf. Ihm, dem ehemaligen 
Journalisten und ZDF-Moderator, 
traut die Bundesregierung offenbar 
zu, was man Regierungsspre-
chern nachsagt: Haselnüsse als 
Kokosnüsse zu verkaufen und 
Magermilch zu Schlagsahne zu 
schlagen. Eine schwierige Aufgabe, 
die seltsam anmutet. Wird hier 
nicht eindeutig das Pferd von 
hinten aufgezäumt? Sollte es 
nicht das Ziel sein, Kokosnüsse 
und Schlagsahne zu produzieren, 
anstatt sich eine Möglichkeit zu 
suchen, wie man die mageren 
Ergebnisse als möglichst gut 

verkauft? Diese Herausforderung 
scheint für die Regierung zu 
groß zu sein, man setzt lieber auf 
Beschönigung der Tatsachen. 
Das heißt aber auch, dass die 
Regierenden der Ansicht sind, dass 
die Bürger Deutschlands diese 
Halbwahrheiten auch glauben 
werden; ein beunruhigender Ge-
danke. Beruhigend dagegen ist, 
dass dies nicht zutreffend scheint. 
Beweis dafür sind die weiter 
sinkenden Umfragewerte zur 
Politikzufriedenheit der Bürger 
und die bundesweiten Widerstände 
– zuletzt gegen das sozial 
ungerechte Sparpaket, die Pläne 
einer Rente mit 70 und skandalöse 
Niedriglöhne. Es ist also zu hoffen 
und auch anzunehmen, dass daran 
auch ein Profi-Verkäufer wie 
Steffen Seibert nichts ändern wird.                                                          
� Cornelia Moosbrugger

Pferd von hinten aufgezäumt

Wer nicht pünktlich den Zusatzbeitrag zahlt, muss mit 
Zuschlägen rechnen, die die Krankenkassen nach Ab-
lauf der Frist erheben dürfen.

Foto: Pixel / fotolia
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Das Renteneintrittsalter sorgt schon lange für Kontroversen. Der SoVD gehörte von Anfang an zu den stärks-
ten Kritikern der Rente mit 67. Nun hat die EU in einem Strategiepapier angeregt, die Altersgrenze langfristig 
sogar auf 70 anzuheben. Im Hinblick auf die Arbeitsmarkt- und Gesundheitssituation älterer Menschen ist 
eine Erhöhung des Regelrentenalters faktisch eine Rentenkürzung. 

Um einschätzen zu können, ob 
die Anhebung des Regelrentenalters 
vertretbar ist, muss die Bundesregie-
rung laut Überprüfungsklausel erst-
mals 2010 und dann alle vier Jahre 
einen Bericht über die Beschäfti-
gungssituation Älterer erstellen. 
Der erste Bericht soll laut Bundes-
arbeitsministerium im November 
vorliegen. Doch schon jetzt erklärte 
Arbeitsministerin Ursula von der 
Leyen, an der Rente mit 67 solle 
festgehalten werden. Ingrid Fisch-
bach, stellvertretende Vorsitzende 
der CDU / CSU-Bundestagsfraktion, 
bezeichnete den SPD-Vorschlag, die 
Rente mit 67 auf unbestimmte Zeit 
auszusetzen, in einer am 19. August 
veröffentlichten Pressemitteilung 
als „Augenwischerei“ und erklärt, 
wir kämen nicht an einer längeren 
Lebensarbeitszeit vorbei.

Arbeiten bis 67: 
die Realität sieht anders aus
Bereits jetzt arbeiten unter den 

64-Jährigen nur 6,3 Prozent in ei-
nem sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnis. Ausschlaggebend 
dafür sind vor allem gesundheitliche 
Gründe, aber auch Vermittlungs-
schwierigkeiten auf dem Arbeits-
markt. Viele ältere Arbeitnehmer 
haben also schon jetzt keine realis-
tische Chance, auch nur bis 65 zu 
arbeiten. Das heißt, sie gehen früher 
in Rente oder müssen eine Erwerbs-
minderungsrente in Anspruch neh-

men – in beiden Fällen müssen sich 
die Betroffenen mit einer geringeren 
Rente zufrieden geben. Wird das 
Regel-Rentenalter erhöht, kommt 
es zu immer größeren Abschlägen. 
„Ein höheres Renteneinstiegsalter 
kommt faktisch einer Rentenkür-
zung gleich“, erklärte SoVD-Prä-
sident Adolf Bauer gegenüber der 
Braunschweiger Zeitung und be-
kräftigte einmal mehr die Forderung 
des SoVD: das Gesetz zur Rente mit 
67 nicht nur auszusetzen oder zu ver-
schieben, sondern wieder abzuschaf-
fen. Nur so könne auch der immer 
stärker wachsenden Altersarmut 
entgegengewirkt werden. 

Grünbuch der EU 
plädiert für Rente mit 70

Die EU-Kommission brachte mit 
ihrer Forderung der Rente mit 70 die 
Diskussion erneut zum Brodeln und 
verunsicherte die Rentnerinnen und 
Rentner zusätzlich. Im sogenannten 
Grünbuch Rente – einem Positions-
papier für ein angemessenes, nach-
haltiges und sicheres europäisches 
Pensionssystem – wird die derzeiti-
ge Situation als unhaltbar bezeich-
net. Derzeit kämen im EU-Schnitt 
zwei arbeitende Menschen auf einen 
Rentner. Um dieses Verhältnis bei-
zubehalten, müsse das Rentenalter 
bis 2040 durchschnittlich auf 67 
Jahre steigen und bis 2060 auf die in 
den Medien so viel zitierten 70 Jahre 
erhöht werden. In der Theorie, beim 

Zahlenvergleich und bei den Hoch-
rechnungen, mag die Rechnung 
stimmen. Doch kann sie auch in der 
Praxis aufgehen? 

Voraussetzungen 
sind nicht gegeben

Der SoVD lehnt die Forderungen 
nach einer weiteren Erhöhung des 
Regelrentenalters auf bis zu 70 Jah-
ren vehement ab. Denn wenn die 
Voraussetzungen für eine Rente mit 
67 schon nicht gegeben sind, dann 
gilt das erst recht für eine Rente 
mit 70. Nur weil wir immer älter 
werden, heißt dies nicht zwingend, 
dass wir auch gesund bleiben. Und 
selbst wenn man sich beispielsweise 
als 68-Jähriger körperlich noch der 
Arbeitswelt gewachsen fühlt – wird 
man dort noch gewollt? Die Befür-
worter einer Erhöhung des Rentenal-
ters berufen sich oft darauf, dass die 
Zahl der älteren Beschäftigten im 
Steigen begriffen ist. Doch erstens 
beinhalten Statistiken zu diesem 
Thema beispielsweise auch Minijobs 
(siehe Blickpunkt auf Seite 1) und 
zweitens ist es nach wie vor so, dass 
ältere Menschen es am Arbeitsmarkt 
schwerer haben als junge. 

Apropos junge Menschen: Was 
werden sie machen, wenn die ver-
fügbaren Arbeitsplätze immer län-
ger „blockiert“ werden? Werden sie 
noch stärker in den Niedriglohn-
sektor gedrängt werden und damit 
wiederum nur schwer den Genera-
tionenvertrag halten können? 

Viele, die die gesetzliche Rente ka-
puttreden wollen, behaupten, dass 
unser herkömmliches Rentensystem 
zukünftig nicht mehr funktionieren 
kann. Der SoVD sieht das anders. Mit 
seinen arbeitsmarktpolitischen For-
derungen kritisiert der Verband die 
negativen Wechselwirkungen zwi-
schen Arbeitsmarkt und sozialen Si-
cherungssystemen der vergangenen 
Jahre und liefert gleichzeitig kon-
krekte Vorschläge, wie das gesetzli-
che Rentensystem auch für künftige 
Generationen sichergestellt werden 
könnte (siehe Seite 1 und 2). 

Auch in der erneuten Debatte um 
die Rentengarantie setzt sich der  
SoVD vehement für die Rentner ein. 
In einem offenen Brief an den Bun-
destag unterstrich er seine Forderung 
nach Erhalt der Garantie eindrück-
lich mit Zahlen (siehe roter Kasten). 

 
Hilferuf eines 

betroffenen Rentners
Auch die SoVD-Mitglieder spüren 

den permanenten Wertverfall der 
Renten. Als einer der vielen Betrof-
fenen schrieb Werner Kratz in einem 
Leserbrief an die SoVD-Zeitung: 

„(...) Wir stellen fest, dass die Sche-
re zwischen Armut und Reichtum 
immer weiter auseinander klafft 
und die Gerechtigkeit immer wei-
ter zur Ungerechtigkeit wird. Mein 
Gehalt – und später meine Rente – 
war leistungsgerecht bemessen. Wir 
hatten mit unseren zwei Kindern 
unser gutes Auskommen. Heute, 
13 Jahre später, sind wir in unse-
rem Haushalt noch zwei Personen. 
Mit unserer Rente sind wir fast am 
Ende und bewegen uns in Richtung 
Altersarmut.“

In voller Länge kann der Leser-
brief auf www.sovd.de unter „SoVD-
Zeitung“ eingesehen werden. � cm

Nach geltender Rechtslage wird das gesetzliche Renteneintrittsalter zwi-
schen 2012 und 2029 in monatlichen Schritten von derzeit 65 auf 67 Jahre 
angehoben. Betroffen davon sind Arbeitnehmer ab dem Geburtsjahrgang 
1964 – sie müssen bis 67 arbeiten, wollen sie keine Rentenabschläge in 
Kauf nehmen. Wer bis 1946 geboren ist, für den gilt weiterhin das Regel-
Rentenalter von 65 Jahren. Für jeden Geburtsjahrgang ab 1947 steigt diese 
Altersgrenze um jeweils einen Monat, ab dem Jahrgang 1959 um jeweils 
zwei Monate. 

Beispiel: Der Regelrentenbeginn für einen 1956 Geborenen liegt bei 65 
Jahren plus 10 Monate. Die zusätzlichen 10 Monate ergeben sich, da pro 
Jahr ab 1947 bis einschließlich des Geburtsjahrganges (hier 1956) jeweils 
ein Monat addiert wird. 

Ausnahme: Wer vor 1955 geboren ist und vor 2007 Altersteilzeit vereinbart 
hat, der ist von der Anhebung der Altersgrenze ausgenommen. 

Hintergrund

Offener Brief an 
Deutschen Bundestag

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter,
die von Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle losgetretene 

Debatte um die sogenannte Rentengarantie hat bei vielen Rentnerin-
nen und Rentnern zu großen Verunsicherungen geführt. (...) Mit der 
Rentengarantie soll das Vertrauen der Älteren und der Jüngeren in ein 
stabiles Leistungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung gestärkt 
werden. Dies war und ist immer noch dringend geboten. (...) Durch 
Nullrunden und nur geringfügige Rentenanpassungen sowie Beitrags-
satzsteigerungen in der Kranken- und Pflegeversicherung haben die 
Renten allein zwischen 2004 und 2008 um mehr als zehn Prozent an 
Kaufkraft verloren. (...) Der durchschnittliche Zahlbetrag einer im Jahr 
2000 beginnenden Erwerbsminderungsrente bei den Männern (West) 
betrug 780 Euro und erreichte im Jahr 2008 mit etwa 641 Euro gerade 
einmal das Grundsicherungsniveau. Dass immer mehr Rentnerinnen 
und Rentner trotz erheblicher Beitragsvorleistungen mit ihren Ren-
ten nicht mehr über die Runden kommen, belegen nicht zuletzt die 
Zuwachsraten bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung. (...) Wer sich daher ernsthaft und glaubwürdig für lohnorientier-
te Rentenanpassungen ausspricht, muss auch für die Abschaffung der 
Kürzungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel und für eine ausrei-
chende Lohnentwicklung eintreten. (...) Im Interesse der heutigen und 
künftigen Rentnerinnen und Rentner halte ich es für unverzichtbar, dass 
Sie sich mit Nachdruck für eine angemessene Teilhabe der Rentnerinnen 
und Rentner an einer guten Lohnentwicklung einsetzen.

� Adolf Bauer
� SoVD-Präsident

Nicht nur die Rente mit 67, sondern auch die Rentengarantie sorgt  
immer wieder für Diskussionen. Anlässlich der jüngsten, von Bundes-
wirtschaftsminister Rainer Brüderle losgetretenen Debatte um die Ren-
tengarantie wandte sich der SoVD in einem offenen Brief an die Mitglie-
der des Deutschen Bundestages. Der offene Brief kann auf www.sovd.
de eingesehen und heruntergeladen werden – hier Auszüge daraus: 

Mit Gehstock und Rollwägelchen ins Büro – ist das Fiktion oder bald Rea-
lität? Das Grünbuch Rente der EU stellt die Rente mit 70 in den Raum. 
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Arbeitnehmer erhalten ab dem 55. 
Lebensjahr eine Rentenauskunft. 10 
Jahre vor Beginn der Regelalters-
rente informiert das Schreiben die 
Versicherten über die zu erwartende 
Rentenzahlung. Nach Einführung 
der Riester-Rente und angesichts des 
sinkenden Leistungsniveaus der ge-
setzlichen Rentenversicherung wur-
de 2003 zusätzlich die Renteninfor-
mation eingeführt. Diese erhalten al-
le gesetzlich Rentenversicherten, die 
das 27. Lebensjahr vollendet haben 
und insgesamt fünf Jahre Rentenver-
sicherungsbeiträge bezahlt haben. 
Ab dem 55. Lebensjahr wechseln 
sich Rentenauskunft und -information ab. Die Renteninformation enthält:

Höhe der gezahlten Beiträge,•	
Prognose über die Höhe der zu erwartenden Regelaltersrente,•	
Angaben zu einer Erwerbsminderungsrente und•	
Infos zu Rentenanpassungen. •	

Sie soll Versicherten einen Überblick über ihre Rentenansprüche und 
eine Möglichkeit zur Datenüberprüfung geben. Auch soll sie der Planung 
der Altersvorsorge dienen. Falls Sie keine Renteninformation erhalten oder 
Daten falsch sind, können Sie sich unter Tel.: 0800 / 10 00 48 00 kostenlos an 
die Deutsche Rentenversicherung wenden. 

Schwarz auf Weiß 
was später zum Leben bleibt

Renteninformation und Rentenauskunft

Renteninformation und Rentenauskunft der Deutschen Rentenversi-
cherung geben Auskunft über den bestehenden Rentenanspruch. 

Höheres Regelrentenalter
kommt Rentenkürzung gleich

SoVD startet Offensive gegen Rente mit 67

Die Rentenauskunft ist ausführli-
cher als die Renteninformation. 
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Frauen im SoVD – das Thema

Paaren mit Kinderzuschlag dras-
tisch gekürzt werden. Das Sparvo-
lumen von 600 Millionen Euro wird 
zu 75 Prozent den ärmeren Familien 
aufgebürdet. Zynische Begründung 
aus dem Ministerium: Für Hartz-IV-
Empfänger müsse es stärkere Anrei-
ze geben, eine Arbeit aufzunehmen. 
Hier wird auf dem Rücken von Al-
leinerziehenden und armen Familien 
eine gnadenlose Haushaltssanierung 
durchgezogen. Das ist eine soziale 
und familienpolitische Bankrotter-
klärung erster Güte.

Wenn das Elterngeld ein langfris-
tiger Erfolg werden soll, müssen die 
Kürzungen zurückgenommen wer-
den. Dies ist nicht nur eine Frage 
der sozialen Gerechtigkeit, sondern 
auch der gesellschaftspolitischen 
Vernunft. Darüber hinaus müssen 
die Partnermonate ausgeweitet so-
wie flexibel gestaltet und bei den 
Arbeitgebern die Akzeptanz, dass 
verstärkt auch Väter die Kinder-
betreuung übernehmen, gesteigert 
werden. Und schließlich muss end-
lich für genügend Krippenplätze 
gesorgt werden. Dies ist gerade für 

Alleinerziehende 
ungemein wich-
tig. Solange man 
sich in Teilen un-

seres Landes auf einen Krippenplatz 
wie auf eine Arbeitsstelle bewerben 
muss, dürfen wir uns über niedrige 
Geburtenraten nicht wundern.

sel stattgefunden hat, der die Ent-
scheidung für ein Kind erleichtert. 
Also: Alles gut und weiter so? Nein! 
Denn die jüngsten Sparbeschlüsse 

der Bundesregie-
rung drohen das 
zarte Pflänzlein 
einer verbesserten 

Familienpolitik wieder verdorren 
zu lassen. Besonders skandalös ist 
die soziale Schieflage der Einspa-
rungen. Ausgerechnet bei Hartz-
IV-Empfängern wird gekürzt und 
gestrichen. Damit 
werden die Ärms-
ten der Armen im 
Stich gelassen. 
Und es kommt noch schlimmer. Ei-
nem Referentenentwurf aus dem 
Bundesfamilienministerium zufolge 
soll auch bei Mini-Jobbern sowie bei 

Die Kritiker des Elterngeldes 
monieren in erster Linie, dass trotz 
staatlicher Beihilfe die Geburtenrate 
sinkt. Dies ist aber vor allem der Tat-
sache geschuldet, dass allein in den 
vergangenen vier Jahren die Zahl der 
Frauen zwischen 15 und 49 Jahren in 
Deutschland um mehr als eine hal-
be Million gesunken ist. Vor diesem 
Hintergrund ist die durchschnittli-
che Zahl von 1,37 Kinder pro Frau 
bemerkenswert stabil. Und eines ist 
sicher: Ohne Elterngeld stünde es um 
die Familien noch viel schlechter. 

Wichtige Fakten dokumentieren 
den Fortschritt seit Einführung des 
Elterngeldes. Dem Familienreport 
der Bundesregierung zufolge nahm 
2009 fast jeder fünfte Vater die bei-
den Partnermonate in Anspruch; 
davor waren es 
nur 3,5 Prozent. 
Außerdem wären 
60 Prozent aller 
befragten Männer bereit, für ihre 
Kinder eine berufliche Auszeit zu 
nehmen. Wenn man bedenkt, dass 
Väter bis vor wenigen Jahren ihre 
Kinder nur abends und am Wochen-
ende erlebten, ist das ein giganti-
scher Schritt nach vorne. Zudem 
belegt eine Studie der Universität 
Greifswald, dass sich der Anteil der 
Mütter mit Uni-Abschluss mit dem 
Elterngeld um 30 Prozent erhöht hat. 
Es ist wohl nicht zu bestreiten, dass 
mit dem Elterngeld ein Imagewech-

Jutta Kühl
Frauensprecherin 

Schleswig-Holstein 

Elterngeld muss sozial gerecht 
weiterentwickelt werden

Das 2007 eingeführte Elterngeld steht stark in der Kritik. Gerade in den konservativen Kreisen von CDU und 
CSU wird es gerne als „Wickelvolontariat“ verspottet. Die schwarz-gelbe Bundesregierung scheint das Bestreben, 
durch das Elterngeld eine bessere Vereinbarung von Familie und Beruf erreichen zu wollen, auch nicht mehr so 
ernst zu nehmen – wie sonst wäre es zu erklären, dass in diesem Bereich massiv eingespart werden soll. 

Das Bundesverfassungsgericht wies mit seinem Urteil eine entsprechende 
Beschwerde gegen die bestehende Regelung zurück. Geklagt hatte ein Va-
ter, dessen Sohn sich in den Jahren zwischen 2002 und 2006 in Ausbildung 
befand. Für das Jahr 2005 war ihm kein Kindergeld bewilligt worden, da 
die Einkünfte des Sohnes den damaligen Jahresgrenzbetrag von 7680 Euro 
um 4,34 Euro überschritten hatten. Die sogenannte Fallbeilgrenze, die jetzt 
bestätigt wurde, hatte bewirkt, dass die Ansprüche, die sich auf rund 2000 
Euro summierten, komplett entfallen waren. Die dagegen gerichtete Klage 
des Mannes blieb zuvor vor dem Bundesfinanzhof erfolglos. In seiner Ver-
fassungsbeschwerde machte er geltend, dass der Entfall des Kindergeldes 
in „keinem Verhältnis zur geringfügigen Überschreitung der Einkünfte und 
Bezüge des weiterhin zu unterhaltenden Kindes stehe“.  

Dem nun gesprochenen Urteil zufolge verstößt die gängige Regelung je-
doch nicht gegen das Sozialstaatsprinzip, da Berechnungen nach einer glei-
tenden Übergangsregelung zu einem „erheblichen Verwaltungsaufwand“ 
führen könnten. 

Grenzbetrag für Anspruch auf 
Kindergeld bestätigt 

In einem aktuellen Urteil hat das Bundesverfassungsgericht die gängige 
Praxis beim Anspruch auf Kindergeld bestätigt. Damit wird volljährigen 
Kindern das komplette Kindergeld gestrichen, wenn sie auch nur gering-
fügig mehr als 8004 Euro im Jahr verdienen. Kinder mit ausreichend eige-
nem Einkommen hätten keinen Anspruch auf Kindergeld, hieß es in der 
Urteilsbegründung. 

Urteile 

Volljährige Auszubildende, die mehr als 8004 Euro jährlich verdienen, 
verlieren vollständig ihren Anspruch auf Kindergeld. Das bestätigten die 
Karlsruher Richter in einem entsprechenden Urteil.
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Nach der Trennung von ihrem Ehemann konnte sich Esma T. eine eige-
ne Wohnung nicht mehr leisten. Aufgrund ihrer finanziellen Notsituation 
hatte die 77-Jährige mehrere Jahre im Gartenhäuschen einer befreundeten 
Familie in einer Schrebergartensiedlung außerhalb Hannovers gewohnt. Im 
Oktober 2009 hatte Esma T. die Möglichkeit, in eine Einzimmerwohnung zu 
ziehen. Das SoVD-Beratungszentrum in Hannover unterstützte das SoVD-
Mitglied bei sämtlichen Antragstellungen beim zuständigen Sozialamt.

Der SoVD erwirkte, dass darlehensweise die Mietkaution sowie die Kosten 
für die Unterkunft vom Amt übernommen wurden. Da T. keine Haushalts-
gegenstände oder Möbel besaß, stellte die zuständige SoVD-Sozialberaterin 
auch einen Antrag auf sogenannte Beihilfe für die Erstausstattung. Dieser 
wurde jedoch durch das Sozialamt abgelehnt. Denn: Leistungen für die 
Erstausstattung könnten nur erbracht werden, wenn zum ersten Mal eine 
Wohnung bezogen würde. Da T. aber bereits in der Vergangenheit verschie-
dene eigene Haushalte hatte, müsse sie die Gegenstände aus dem Regelsatz 
finanzieren. Der SoVD riet der Betroffenen zu einem Widerspruch, denn 
nach Überzeugung der Sozialberaterin konnte Esma T. ihre letzte regulär 
angemietete Wohnung nicht mit Mobiliar ausstatten, das einem weiteren 
Umzug standgehalten hätte. Und die Möbel und Haushaltsgegenstände in 
dem Gartenhäuschen hatten ihr Freunde zur Verfügung gestellt.

Nach einem längeren Schriftwechsel lenkte das Sozialamt schließlich ein 
und bewilligte der Seniorin auch Leistungen für die Erstausstattung einer 
Wohnung. Einerseits erhielt sie einen Geldbetrag für Gardinen, ein Bett 
und eine Grundausstattung des Haushaltes. Außerdem bekam sie einen 
festgelegten Betrag für einen Herd und eine Waschmaschine sowie einen 
sogenannten Möbellagerschein. Damit erhielt Esma T. in einem Sozialkauf-
haus Schränke, eine Couch, einen Esstisch sowie einen Stuhl und hat nun 
endlich wieder ihre eigenen vier Wände.

SoVD erwirkt Übernahme 
der Erstausstattung 

SoVD-Mitglied Esma T. konnte sich endlich über eine eigene Wohnung 
und eigene Möbel freuen. Das SoVD-Beratungszentrum in Hannover half 
ihr von der Antragstellung bis zur Durchsetzung ihrer Ansprüche. 

Wir haben geholfen
Kassen zahlen für Akupunktur

Bei chronischen Knie- und Rückenschmerzen lassen sich die Versicherer auf die chinesische Medizin ein, wie 
ein Beratungsfall der Unabhängigen Patientenverfügung Deutschland (UPD) zeigt. 

Vor einigen Jahren fristete die 
Heilkunst der Chinesen in Deutsch-
land noch ein Nischendasein. Doch 
die Wirkung des Nadelstichs findet 
immer mehr Akzeptanz: Seit 2006 
ist Akupunktur bei einigen Erkran-
kungen Leistung der gesetzlichen 
Kasse. Mit zunehmender Bekannt-
heit häufen sich bei der UPD auch 
die Anfragen. Hier ein Beispielfall 
aus Gießen: 

Herr M. sucht die Beratungsstelle 
auf. Seit einem Jahr schmerzt seine 
Lendenwirbelsäule. Bisher hat er 
Schmerztabletten verschrieben be-
kommen. Nun hat er erfahren, dass 

auch eine Akupunkturtherapie Ab-
hilfe schaffen könnte. Herr M. sucht 
Rat. UPD-Beraterin Sabine Burk 
klärt ihn über die Voraussetzungen 
auf: „Die Körperakupunktur mit 
Nadeln ohne elektrische Stimulation 
ist bei zwei Erkrankungen möglich. 
Erstens bei chronischen Schmerzen 
der Lendenwirbelsäule oder in min-
destens einem Kniegelenk durch Ar-
throse.“ Eine Akupunkturbehand-
lung sei allerdings erst möglich, wenn 
die Schmerzen seit mindestens sechs 
Monaten bestehen. Die Behandlung 
mit jeweils bis zu zehn Sitzungen 
solle innerhalb von sechs Wochen 

UPD-Beratungsfall des Monats

Eine Akupunkturbehandlung kann bei verschiedenen Schmerzen helfen. 
Foto: Max Tactic / fotolia

Die UPD bietet bundesweit 
Beratung an. In Niedersachsen 
und Berlin-Brandenburg ist der  
SoVD einer der Träger. Die kosten-
freie Rufnummer 0800 / 0 11 77 22 
ist von Montag bis Freitag zwi-
schen 10 und 18 Uhr erreichbar. 

erfolgen; in Ausnahmen 15 Sitzun-
gen innerhalb von zwölf Wochen. 
Eine erneute Behandlung könne 
frühestens zwölf Monate nach Ab-
schluss der ersten erfolgen. Um die 
Akupunktur als Kassenleistung ab-
rechnen zu können, müsse der Arzt 
Fortbildungen nachweisen, weist 
die UPD-Beraterin hin. Patienten 
mit Kopfschmerzen, Hüft- oder El-
lenbogenbeschwerden müssten die 
Nadeltherapie dagegen weiterhin 
selbst zahlen. 

Herr M. teilt nach zwei Monaten 
mit, dass die Akupunkturbehand-
lung ohne Probleme von seiner ge-
setzlichen Krankenkasse übernom-
men wurde. 

UPD-Tipp: Sie leiden unter 
Schmerzen? Sprechen Sie Ihren be-
handelnden Arzt auf die Möglichkeit 
einer Schmerztherapie mittels Aku-
punktur als Kassenleistung an. 

Langfristiger Erfolg 
erfordert Maßnahmen

Alles gut und 
weiter so? Nein!
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Theodor Mülder feiert am 21. Sep-
tember seinen 75. Geburtstag. 

Mülder war in den Jahren 1990 
bis 1999 Bundesschatzmeister des  
SoVD. Zuvor war er von 1987 bis 
1990 Bundesrevisor, und von 1996 
bis 2008 machte er sich als Aufsichts-
ratsvorsitzender der Reichsbund 
Wohnungsbau GmbH verdient. Der 
SoVD dankt Theodor Mülder für 
sein Engagement und wünscht alles 
Gute zum Geburtstag. 

Personalien

Neue SoVD-Broschüre

P-Konto mit Startschwierigkeiten:
Geld für August im Juli gepfändet

Das neue Pfändungsschutzkonto soll für wirksamen und unbürokratischen Kontopfändungsschutz sorgen. Im Juli 
eingeführt, ergaben sich Anfang August erste Schwierigkeiten mit fatalen Folgen für die Betroffenen. Durch das 
Monatsanfangsproblem wurde Geld, das für den Lebensunterhalt im August gedacht war, im Juli gepfändet. 

Am 1. Juli trat das Gesetz zum 
neuen Pfändungsschutz-

konto, kurz P-Kon-
to, in Kraft. Auf 

diesem er-
hält ein 

Schuldner 
für sein Guthaben 

einen automatischen Basispfän-
dungsschutz von 985,15 Euro pro 
Monat, um damit seinen Lebensun-
terhalt (Miete, Strom etc.) bestrei-
ten zu können. Dabei ist es egal, aus 
welchen Einkünften das Guthaben 
stammt. So genießen auch Selbst-
ständige Pfändungsschutz. 

Doch kurz nach Einführung gab 
es für einige P-Konten-Inhaber ein 
böses Erwachen: Einkünfte oder 
Sozialleistungen für den Monat Au-
gust wurden bereits im Juli gepfän-
det und sie standen ohne Geld für 
den Lebensunterhalt da. Wie konn-
te es dazu kommen? Hier handelt es 
sich um das sogenannte Monatsan-
fangsproblem. Dieses ergibt sich, da 
staatliche Transferleistungen wie 
Arbeitslosengeld am Monatsende 
für den nächsten Monat überwiesen 

werden. Der pfändungsgeschützte 
Betrag gilt aber jeweils für den Ka-
lendermonat – egal für welchen Mo-
nat der Eingang bestimmt ist. 

Beispiel: Angenommen, je-
mand hat Ende Juni 1150 
Euro erhalten und An-
fang Juli davon noch 

1000 Euro auf 
dem Konto. 
So sind davon 
985,15 Eu-
ro geschützt; 
die restlichen 
14,85 Euro 
dürfen ge-
pfändet wer-

den. Soweit, so 
gut. Geht aber nun Ende Juli die 
Leistung für August ein, so ist der 
geschützte Betrag für Juli bereits 
ausgeschöpft und der gesamte Ein-
gang von 1150 Euro kann gepfändet 
werden – obwohl er nicht für Juli, 
sondern für August gedacht ist. Das 
kann dazu führen, dass Betroffenen 
zumindest für einen Monat kein 
Geld für den Lebensunterhalt ha-
ben. Im Folgemonat besteht das Pro-
blem nicht mehr, denn der Freibetrag 
kann wieder ausgeschöpft werden.  

A l s 
das Prob-

lem erstmalig 
auftrat, antwor-

tete SoVD-Präsi-
dent Adolf Bauer auf 

eine Anfrage von Bild.de: 
„Betroffene können dadurch 

notwendige Dinge 

nicht bezahlen 
und tappen noch mehr in die Schul-
denfalle. Sie benötigen schnelle und 
unkomplizierte Hilfe, damit sie in 
den kommenden Wochen über die 
Runden kommen.“ Das Bundesjus-
tizministerium prüfe den Fall, so ein 
Sprecher. Betroffene könnten beim 
Amtsgericht eine Erhöhung ihres 
Freibetrages beantragen. Eine an-
dere Möglichkeit zur Selbsthilfe ist, 
zu beantragen, dass die Bank einge-
hende Gutschriften erst vier Wochen 
nach dem Buchungstag – jeweils zum 
darauf folgenden Monatswechsel 
– an Gläubiger abführen darf. Vor-
drucke dazu und Infos bietet das Fo-
rum Schuldnerberatung auf www. 
f-sb.de. Der herkömmliche Kon-
topfändungsschutz besteht weiter-
hin. Wer noch nicht auf P-Konto 
umgestellt hat, sollte damit warten, 
bis die Problematik gelöst ist.� cm

Monatsanfangsproblem beim neuen Pfändungsschutzkonto 

Fragen und Antworten 
zum Pfändungsschutzkonto

Kann jeder ein P-Konto eröffnen?
Ja. Wer ein P-Konto eröffnen oder sein Girokonto in eines umwandeln 

möchte, der muss dies persönlich bei seiner Bank beantragen. Das Ein-
richten bzw. Umwandeln muss kostenfrei sein, nicht jedoch die Konto-
führung. Es besteht jedoch kein gesetzlicher Anspruch, dass ein Kredit-
institut für Neukunden ein P-Konto eröffnen muss. Eine Umwandlung 
kann jeder Kontoinhaber verlangen. Wer keine Finanzschwierigkeiten 
hat, dem raten Experten nicht zur vorsorglichen Einrichtung eines P-
Kontos. Erstens werden Auswirkungen auf die Kreditwürdigkeit nicht 
ausgeschlossen und zweitens kann man bei Bedarf sein Girokonto in-
nerhalb von nur drei Tagen in ein P-Konto umwandeln. 

Darf ich mehrere P-Konten unterhalten? 
Nein. Mehrfacher Kontopfändungsschutz wäre missbräuchlich. Je-

der Bürger darf daher nur ein Girokonto als P-Konto unterhalten. Bei 
der Vereinbarung des P-Kontos hat der Kontoinhaber zu versichern, 
dass er kein weiteres hat. Die Bank ist berechtigt, bei der Schufa zu 
erfragen, ob ein weiteres P-Konto des Kunden existiert.

Ist alles, was überwiesen wird, geschützt? 
Nein. Der Kontopfändungsschutz dient der Sicherung einer ange-

messenen Lebensführung des Schuldners und seiner Unterhaltsberech-
tigten. Das Schutzniveau orientiert sich an dem einer Lohnpfändung. 
Automatisch besteht auf dem P-Konto zunächst ein Pfändungsschutz 
für Guthaben in Höhe von derzeit 985,15 Euro je Kalendermonat. 

Kann auch ein erhöhter Betrag geschützt werden?
Ja. Das Gesetz sieht vor, dass der automatische Freibetrag erhöht 

werden kann. Das ist insbesondere der Fall, wenn der Kontoinhaber 
Unterhalt gewährt oder für seinen mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Partner und / oder für Stiefkinder Sozialleistungen entgegen-
nimmt. Dies hat der Schuldner bei seiner Bank durch eine Bescheini-
gung des Arbeitgebers, der Familienkasse, des Sozialleistungsträgers 
oder einer Schuldnerberatungsstelle nachzuweisen. Der Pfändungs-
schutz erhöht sich dementsprechend um 370,76 Euro für die erste und 
um jeweils 206,56 Euro für die zweite bis fünfte Person. Auf Nachweis 
pfändungsfrei sind auch bestimmte einmalige Sozialleistungen und sol-
che, die den Mehraufwand infolge eines Körperschadens ausgleichen 
sowie Kindergeld und -zuschläge. Auch andere persönliche oder beruf-
liche Bedürfnisse des Schuldners können den Freibetrag erhöhen.

Kann ich mein P-Konto überziehen? 
Das P-Konto ist ein normales Girokonto. Es liegt bei den Vertrags-

parteien, wie sie dieses Vertragsverhältnis ausgestalten. Die Bank ist 
verpflichtet, auf Verlangen die P-Konto-Abrede zu vereinbaren. Sie ist 
hingegen nicht verpflichtet, auf dem P-Konto einen Überziehungskre-
dit einzuräumen bzw. eine Überziehung zu dulden. 

Besteht auch ohne P-Konto weiterhin Pfändungsschutz? 
Ja. Bis zum 31. Dezember 2011 besteht der herkömmliche Kontopfän-

dungsschutz fort. Entscheidet man sich allerdings für das P-Konto, dann 
gelten nur noch die dafür maßgeblichen Schutzvorschriften. 

Foto: PeJo / fotolia

Das Positionspapier zu den ar-
beitsmarktpolitischen Forderun-
gen des SoVD zur Sicherung von 
Beschäftigung und sozialem Schutz 
bei Arbeitslosigkeit (siehe Leitarti-
kel auf Seite 1 und 2) kann auf www.
sovd.de eingesehen und kostenlos 
heruntergeladen werden. 

Die Zusendung des Positionspa-
pieres per Post ist ebenfalls möglich. 
Senden Sie dazu einen mit Ihrer An-
schrift versehenen und mit 85 Cent 
frankierten DIN-A4-Umschlag an:

Sozialverband Deutschland, 
Abteilung Versand, Stichwort „Arbeitsmarktpolitische Forderungen“, 
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin.

Mangelnde Krankenhaushygiene 
fordert jährlich rund 40 000 Opfer

Die im August in Mainz an infizierten Infusionen gestorbenen Babys sind nur einige von jährlich rund 40 000 
Sterbefällen, die auf mangelnde Krankenhaushygiene zurückzuführen sind. Zwar gibt es Hygiene-Richtlinien, 
die das Robert-Koch-Institut entwickelt hat, doch deren Umsetzung ist Ländersache.  

Wenn man im Krankenhaus ist, 
wägt man sich in sicheren Händen 
und erwartet baldige Genesung. Lei-
der kann genau das Gegenteil der 
Fall sein. Deutschlandweit infizieren 
sich jährlich fast 600 000 Menschen 
während eines Krankenhausaufent-
haltes – genannt nosokomiale Infek-
tion. Für rund 40 000 Patienten endet 
diese tödlich. Das sind fast zehnmal  
so viele Opfer wie im Straßenverkehr 
(siehe Seite 14). Im SoVD-Interview 
im März diesen Jahres bezeichnete 

Dr. Jörg Lauterberg vom Institut 
für Patientensicherheit den Hygie-
nebereich und daraus resultierende 
Infektionen als einen der größten 
Unsicherheitsfaktoren für Kran-
kenhauspatienten. Keime wie der 
Wundkeim (Staphylococcus aureus) 
sind weit verbreitet. Studien zufolge 
ist etwa jeder Fünfte ständig Träger 
dieses Erregers, ohne es zu merken. 
Erst wenn die Keime etwa über eine 
Verletzung in den Körper eindrin-
gen, verursachen sie eine Infektion.   

Prävention kann schützen
Aufgrund der weiten Verbreitung 

der Keime ist es nicht möglich, ein 
Krankenhaus mit hunderten von 
Patienten und Besuchern sowie 
medizinischem Personal keimfrei zu 
halten. Doch rund ein Drittel die-
ser nosokomialen Infektionen – also 
200 000 – könnte laut Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) vermieden 
werden. Dazu sollten Krankenhäu-
ser ihre Infektionsfälle zählen und 
analysieren, damit Keimquellen 
gefunden und ausgemerzt werden 
können. Zur Prävention beitragen 
können auch Vorsichtsmaßnahmen 
und die Beachtung von Richtlini-
en wie sie etwa das Robert-Koch-
Institut (RKI) entwickelt hat. Das 
RKI ist die zentrale Einrichtung 
der Bundesregierung zur Krank-
heitsüberwachung und -prävention. 
Kernaufgaben sind die Erkennung, 
Verhütung und Bekämpfung von 
Krankheiten, insbesondere von In-
fektionskrankheiten. Eine Kommis-
sion des RKI hat 2001 im Rahmen 
des Infektionsschutzgesetzes Richt-
linien für Krankenhaushygiene und 
Infektionsprävention erarbeitet. 

Krankenhauspolitik ist jedoch 
Ländersache – ihnen steht es frei, ob 
sie die RKI-Richtlinien ihren Kran-
kenhäusern zur Umsetzung vor-
schreiben. Bislang haben sich dazu 
Berlin, Bremen, NRW, Saarland und 
Sachsen verpflichtet. � cm

Krankenhauspolitik ist Ländersache

Oft sind durch Bakterien verunreinigte Schläuche oder Infusionslösun-
gen die Ursache für Infektionen, die bei Patienten mit geschwächtem 
Immunsystem lebensbedrohlich werden können.

Foto: Fanfo / fotolia

Theodor Mülder
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Ulrich Kurlemann

Qualitativ hochwertige Versorgung 
im Gesundheitswesen sichern

Soziale Arbeit als dritte Säule stärken

Die Deutsche Vereinigung für Sozialarbeit im Gesundheitswesen e.V. (DVSG) eröffnete im Juli ihre neue Bun-
desgeschäftsstelle in Berlin. Der neue Standort soll unter anderem die Einflussnahme auf die Sozialpolitik 
stärken. In einem Fachgespräch erarbeiteten DVSG und SoVD Gemeinsamkeiten der sozialpolitischen Tätig-
keit und beschlossen, die Zusammenarbeit zu intensivieren.

Ulrich Kurlemann ist 1. Vorsitzender der Deutschen Vereinigung für Sozialarbeit im Gesundheitswesen e.V. 
(DVSG). Wir sprachen mit dem diplomierten Sozialarbeiter des Universitätsklinikums Münster über die Be-
deutung der Sozialarbeit im Gesundheitswesen und wie sie zum Wohle der Patienten gestärkt werden kann.

Die DVSG ist ein Fachverband, 
der die Sozialarbeit im Gesund-
heitswesen fördert, stärkt und zu 
deren Weiterentwicklung beitragen 
möchte. Beispielsweise entwickelte 
die DVSG Rahmenbedingungen für 
Pflegestützpunkte. Nun hat die seit 
1926 bestehende Vereinigung ihre 
Bundesgeschäftsstelle in die Haupt-
stadt verlegt. Dies geht einher mit 
dem Ziel, verstärkt auf die Sozial-
politik einzuwirken. 

Im Frühjahr trafen sich Vertre-
ter des SoVD mit dem DVSG-Vor-

___Unterstützt der Soziale Dienst 
jeden Patienten und warum ist er ne-
ben dem medizinischen Personal ein 
so wichtiger Ansprechpartner?

___Pauschal könnte man sagen, 
Sozialdienste werden immer dann 
tätig, wenn die Versorgungssituati-
on nach einem stationären Klinik-
aufenthalt geklärt und organisiert 
werden muss. Akute und chronische 
Erkrankungen, Unfälle und sonstige 
gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen sind in der Regel aber auch mit 
vielen Fragestellungen verbunden, 
die über medizinische Aspekte hi-
nausgehen. Menschen in einer ge-
sundheitlich beeinträchtigten Situ-
ation haben häufig einen hohen psy-
chosozialen und sozialrechtlichen 
Beratungsbedarf. Nehmen wir zum 
Beispiel einen jungen Mann mit der 
Diagnose Leukämie: Neben der Aus-
einandersetzung mit der Diagnose 
bedeutet das für ihn neben körperli-
chen Auswirkungen auch viele Fra-
gen hinsichtlich seiner persönlichen, 
familiären, beruflichen und sozialen 
Situation. „Wie geht´s mit mir nach 
dem stationären Aufenthalt weiter? 
Reha? Arbeitsversuch? Schwerbe-
hinderung? Ambulante Pflege?“ Sie 
sehen, Sozialdienste beraten Pati-
enten unter Berücksichtigung der 
individuellen Krankheitssituation 
und zu Leistungen der Sozialge-
setzgebung. Und das erfordert unab-
dingbar eine enge Kooperation mit 
Medizin und Pflege.

___Der Soziale Dienst ist also oft 
die Schnittstelle zwischen Akutver-
sorgung und Rehabilitation. Welche 
Maßnahmen sind nötig, um für al-
le Patienten einen bestmöglichen 
Übergang zu gewährleisten?

___Steht medizinisch fest, dass 
Patienten nach der Akutversorgung 
eine Rehabilitation brauchen, dann 
benötigen sie zunächst einmal um-
fassende Informationen über diese 
Maßnahmen und infrage kommen-
den Reha-Einrichtungen. Geklärt 
werden muss meist auch die Kos-
tenfrage, also: Wer bezahlt die Reha? 
Auch müssen entsprechende Anträge 
gestellt werden. Nicht selten ergeben 
sich dabei  weitere wirtschaftliche, 
sozialrechtliche und persönliche 
Fragen. Diese Fragen werden ge-

standsvorsitzenden Ulrich Kurle-
mann sowie Vorstandsmitglied Ilse 
Weis zu einem Fachgespräch. Es 
bestand Einigkeit darüber, dass die 
große Herausforderung des Gesund-
heitswesens darin liegt, eine quali-
tativ hochwertige Versorgung für 
alle – insbesondere für behinderte 
und finanziell schlechter gestellte 
Menschen – auch in Zukunft zu ge-
währleisten. Um diesen Prozess im 
Sinne der Patienten zu unterstützen, 
werden DVSG und SoVD zukünftig 
verstärkt zusammenarbeiten. Der 

meinsam mit dem Patienten geklärt 
und Lösungen  beispielsweise bei 
Problemen in der häuslichen Versor-
gung von Kindern oder pflegebedürf-
tigen Angehörigen erarbeitet.

___Sind bereits Auswirkungen der 
bevorstehenden Gesundheitsreform 
auf den Sozialen Dienst absehbar?

___Konkret kann ich hier noch 
nichts benennen, aber Gesundheits-
reformen gingen in der Vergangenheit 
mit Einsparungen und Leistungskür-
zungen einher. Hier sind alle Leistun-
gen gefährdet, die nicht unmittelbar 
als medizinisch notwendig angese-
hen werden. Wir müssen zukünftig 
sehr viel deutlicher machen, dass im 
Gesundheitswesen eine ganzheitli-
che Herangehensweise erforderlich 
ist, die alle Aspekte von Gesundheit 
und Krankheit berücksichtigt. Neben 
medizinischen, pflegerischen und 
therapeutischen Leistungen muss die 
psychosoziale Versorgung der Men-
schen sichergestellt sein. Die Rolle 
der sozialen Arbeit im Gesundheits-
wesen wird neben der Medizin und 
Pflege immer wichtiger und muss als 
dritte Säule im Gesundheitswesen 
gestärkt werden. Der hohe Bedarf 
an verschiedenen Leistungen der 
sozialen Arbeit wird derzeit nicht 
adäquat gedeckt oder wird trotz ge-
genteiligen Erkenntnissen von Ge-
sundheitsexperten vielfach immer 
noch als nachrangig angesehen. Das 
gilt es zu ändern.

Als ein Verbesserungspotential im 
Gesundheitswesen wird ein effek-
tives Schnittstellen-Management 
angesehen. Im sozialen Sicherungs-
system in Deutschland gibt es eine 
Vielzahl von unterschiedlichen Kos-
tenträgern und Leistungserbringern. 

fachliche Austausch soll in regel-
mäßigen Treffen fortgeführt werden. 
Aber auch vor Ort in den Kreis- und 
Ortsverbänden des SoVD können 
durch Kontakte zu den Sozialarbei-
tern in Krankenhäusern oder Reha-
Kliniken positive Effekte entstehen.

Akteure und Leistungen sind oft 
mangelhaft aufeinander abgestimmt. 
Soziale Arbeit im Gesundheitswesen 
übernimmt die notwendigen Ver-
netzungs- und Koordinierungsauf-
gaben. Insbesondere werden durch 
Patientenmanagement Schnittstel-
len im Leistungssystem überbrückt 
und Leistungen des Gesundheits- 
und Sozialwesens gebündelt. Damit 
wird Nachhaltigkeit der Behand-
lung und Versorgung erzielt. Genau 
an dieser Stelle liegt das Potenzial im 
Gesundheitswesen. Deshalb bringen 
wir bei der aktuellen Diskussion und  
zukünftigen Reformen unsere Vor-
stellungen entsprechend ein.

___Die DVSG-Bundesgeschäfts-
stelle ist seit Juli in Berlin. Was hat 
sich damit verändert?

___Die DVSG zielt mit diesem 
Schritt langfristig auf eine stärke-
re Präsenz der sozialen Arbeit im 
Gesundheitswesen in entscheiden-
den politischen Gremien, um im 
gerade erwähnten Sinne besser auf 
eine Stärkung der sozialen Arbeit 
hinwirken zu können. Damit wird 
außerdem die Zusammenarbeit mit 
Kooperationspartnern, die mittler-
weile fast ausnahmslos in Berlin 
agieren – wie auch mit Ihnen, dem 
SoVD – wesentlich vereinfacht. Für 
die Mitglieder der DVSG ändert sich 
nichts! Service und Unterstützung 
des Fachverbandes bleiben gleich.

___Wo sehen Sie die Vorteile einer 
Zusammenarbeit zwischen DVSG 
und SoVD? Wie könnte diese vor 
Ort zwischen Sozialem Dienst und 
SoVD-Beratungszentren aussehen?

___Die Zuständigkeit von Sozi-
aldiensten in Krankenhäusern und 
Reha-Kliniken endet eigentlich mit 
der Entlassung der Patienten und 
Rehabilitanden. Wichtig ist es aber 
oft, dass schon im Krankenhaus bzw. 
auch in der Reha-Klinik an weiterge-
hende Beratung und Unterstützung 
vor Ort verwiesen werden kann. In 
diesem Sinne ist eine Vernetzung 
zwischen den regionalen Beratungs-
angeboten absolut wünschenswert 
und hilfreich. Gemeinsam können 
wir sicher auf viele Problemlagen 
deutlicher hinweisen.

�Interview: Cornelia Moosbrugger

DVSG und SoVD verstärken sozialpolitische Zusammenarbeit

Interview

Messe Düsseldorf GmbH 
Postfach 1010 06
40001 Düsseldorf
Germany
Tel. +49(0)211/45 60-01
Fax +49(0)211/45 60-6 68
www.messe-duesseldorf.de

  www.rehacare.de 

Rehabilitation
Prävention
Integration
Pflege 

21. Internationale 
Fachmesse und Kongress

 Düsseldorf, 6. – 9. Okt. 2010

 Die REHACARE ist für jeden, der sich 
über die Themen Rehabilitation, 
Prävention, Integration, Pflege und 
Leben im Alter informieren möchte, ...

. . . denn diese 
Themen gehen 
uns alle an!

Anzeige

Der Sozialversicherungsausweis ist für jeden Arbeitnehmer wichtig – 
unabhängig davon, ob er Auszubildender, Minijobber oder festangestell-
ter langjähriger Mitarbeiter ist. Er wird automatisch ausgestellt, wenn 
der Beschäftigte vom Arbeitgeber bei einer Krankenkasse angemeldet 
wird. Deshalb gilt der Sozialversicherungsausweis auch als Nachweis 

dafür, dass ein Arbeitnehmer le-
gal beschäftigt ist. Außer der in-
dividuellen Sozialversicherungs-
nummer enthält das Dokument 
Angaben zur Person wie Namen 
und Geburtsdatum. Beim Erhalt 
sollten diese Daten genau auf ihre 
Richtigkeit hin überprüft werden. 
Etwaige Fehler – beispielsweise ein 
Schreibfehler im Namen – sollten 
der Rentenversicherung sofort mit-
geteilt werden. Außerdem sollte der 
Sozialversicherungsausweis sicher 
aufbewahrt werden.

Berufsstarter erhalten
Sozialversicherungsausweis

Post von der Rentenversicherung

Jugendliche, die ins Berufsleben starten, erhalten in diesen Tagen wich-
tige Post von der Deutschen Rentenversicherung: den Rentenversiche-
rungsausweis. 

Informationen zum Sozialversi-
cherungsnachweis gibt es auf www.
deutsche-rentenversicherung.de  
sowie beim kostenlosen Servicetele-
fon der Deutschen Rentenversiche-
rung unter Tel.: 0800 / 10 00 48 00. 
Unter dieser Nummer können auch 
Korrekturen zu den Daten gemeldet 
werden. 

Info
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Der SoVD wehrt sich gegen die 
aktuelle Sozialpolitik der Bundesre-
gierung: Wir wehren uns gegen ein 
Sparpaket, das finanziell benachtei-

ligte Personen in besonderer Weise 
belastet und Reiche schont. Wir 
wehren uns gegen die von Bundes-
gesundheitsminister Rösler geplante 

sogenannte „Gesundheitsreform“, 
die alle künftigen Kostenrisiken 
auf die Patienten und Versicherten 
überträgt. Der SoVD setzt sich den 

unsozialen Plänen mit Initiativen 
und Aktionen entgegen. Ein Plakat, 
das in dieser Form gedruckt werden 
wird, ist eine davon. Wir fordern alle 

Mitglieder auf, mit uns dafür einzu-
treten, dass Kranke, Arbeitslose und 
Rentner nicht weitere Belastungen 
verkraften müssen. 
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Um eines von drei Büchern zu gewinnen, senden Sie eine Post-
karte mit den gesuchten, eingekreisten Zahlen (in der Rei-
henfolge von oben nach unten) an: SoVD, Stichwort: SoVD- 
Sudoku, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an:  
sudoku@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben! 

Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.

Als Gott den Menschen erschuf, war er bereits müde; das erklärt manches.
� Mark Twain

Es gehört oft mehr Mut dazu, seine Meinung zu ändern, als ihr treu zu 
bleiben.� Friedrich Hebbel

Nachgedacht

Verrücktes Deutschland

Mit spitzer Feder

Eltern haben bei Gesundheit Vorbildfunktion

Gummistiefel. Weit geworfen.

Die AOK hat in einer bundesweiten Studie die Gesundheit von Familien untersucht. Dabei stellten die 
Wissenschaftler fest, dass gerade Eltern die Einstellung ihrer Kinder durch eigenes Verhalten prägen. Ge-
sundheitsbewusstsein sollte daher vorgelebt werden und im Rahmen der Familie – etwa durch regelmäßige 
gemeinsame Mahlzeiten – auch praktiziert werden.

Wenn es regnet sind sie äußerst praktisch und auch bei einer Wattwanderung leisten sie ihrem Träger gute 
Dienste: Gummistiefel. Doch fernab von ihrer eigentlichen Gebrauchsbestimmung müssen sie auch als Sport-
gerät herhalten, und zwar beim Gummistiefelweitwurf.

Deutschlands Eltern legen nach 
den Ergebnissen einer bisher einma-
ligen Repräsentativbefragung von 
Müttern und Vätern großen Wert auf 
gemeinsame Mahlzeiten, Familien-
rituale und gemeinsame Zeit mit ih-
ren Kindern. Zugleich sind sie in der 
Frage der richtigen Ernährung für 
ihre Kinder verunsichert, das geht 
aus der AOK-Familienstudie 2010 
hervor. Die Studie hat gezeigt, dass 
es bei der Gesundheit der Kinder 
hauptsächlich auf die Einstellung 
der Eltern und auf deren Vorbild 
ankommt. Genau zu deren Gesund-
heitssituation liegen bisher jedoch 
kaum spezielle Daten vor.

 
Vorbild der Eltern entscheidend
Für die AOK-Familienstudie 2010 

hat die Gesellschaft für angewandte 
Sozialforschung bundesweit mehr 
als 2000 Mütter und Väter zum All-
tag mit ihren vier- bis 14-jährigen 
Kindern befragt. Dabei zeigte sich, 
dass Einstellung und Vorbildfunkti-
on der Eltern wichtiger sind als die 
sozioökonomischen Verhältnisse. 
So belegt die Studie unter ande-
rem, dass viele gesundheitsfördern-

Die Wiege des Gummistiefelweit-
wurfs stand in Finnland, Ende des 
19. Jahrhunderts. Seeleute sollen 
sich damit bei ihren Landgängen 
die Zeit vertrieben haben. Inzwi-
schen werden die Gummistiefel als 
echter Sport mit Regelwerk und 
allem Drum und Dran geworfen. 
Dafür sind Kenntnisse des ungleich 
leichteren Bumerangwerfens von 
Vorteil, denn das einseitig schlab-
bernde Sportgerät ist nur durch 
richtige Stellung zum Wind und 
kontrollierte Rotation zu einer eini-
germaßen bogenförmigen Flugbahn 
zu bewegen. Geworfen wird bei den 
Frauen mit Schuhgröße 38, bei den 
Männern mit Schuhgröße 43.

die gezeigt hat, dass ein gesundes 
Aufwachsen von Kindern grund-
sätzlich auch unter ungünstigen 
wirtschaftlichen und sozialen Rah-
menbedingungen möglich ist.

 
Alltagsroutinen als Basis 
für gesundes Aufwachsen

Übergewicht durch falsche Er-
nährung und Bewegungsmangel 
sowie psychische Auffälligkeiten 
in Form von chronischen Stressre-
aktionen und Verhaltensauffällig-
keiten sind nach Überzeugung der 
Wissenschaftler die wichtigsten 
Gesundheitseinschränkungen im 
Kindesalter. Gesundheitsrelevan-
te Alltagsroutinen und nicht die 
sorgsam vorbereiteten Extras im 
Tagesablauf seien die Basis für ei-
ne erfolgreiche Gesundheitsbildung 
im Alltag. So wirke sich ein harmo-
nisches Familienklima sowie ge-
meinsam in der Familie regelmäßig 
verbrachte Zeit besonders günstig 
auf eine gesundheitsfördernde Ent-
wicklung aus. Kinder, die ihre Mahl-
zeiten im Familienkreis einnehmen, 
seien danach eher vor Übergewicht 
geschützt.� aok

Deutsche Gummistiefelweit-
wurf-Hochburg ist das sächsische 
Döbeln, passenderweise auch als 
„Stiefelstadt“ bekannt. Natür-
lich gibt es auch einen Deutschen 
Gummistiefelweitwurf Verband 
(DGV). Und auch die dazu gehö-
rigen Weltmeisterschaften fanden 
schon einmal in unserem Land statt. 
Schließlich sind wir nach Finnland 
die zweitgrößte Gummistiefelweit-
wurf-Nation der Welt – und das mit 
30 aktiven Werfern.

Diese und andere Kuriositäten 
sind dem Harenberg Kalender „Ver-
rücktes Deutschland 2011“  (KV&H 
Verlag) entnommen.

Einheitliche Angaben sollen einen 
hohen Fett- oder Zuckeranteil von 
Lebensmitteln ausweisen.

Bunt, wasserdicht und flugfähig – 
zumindest im Rahmen der Sportart 
Gummistiefelweitwurf.

Foto: Gina Sanders / fotolia
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Gesund werden – gesund bleiben

Die elfjährige Pauline bekommt 
einen Brief aus der Vergangenheit. 
90 Jahre hat die Feldpost für ihren 
Weg vom Schützengraben zu ihr 
gebraucht. Der Brief ist eigentlich 
an eine ganz andere Pauline gerich-
tet, an Paulines Urgroßmutter, aber 
die Worte des Feldpostschreibers 
Wilhelm treffen Pauline mitten ins 
Herz. Sie begibt sich auf Spurensu-
che und erkennt, wie groß die Kraft 
wahrer Liebe sein kann. 

Das Hörspiel richtet sich an Kin-
der, weiß aber sehr wohl auch Er-
wachsene zu fesseln. In Rückblen-
den schildert es die Sinnlosigkeit des 
Krieges am Beispiel des Schicksals 

Maja Nielsen: Feldpost für Pauline

Tipp für Kinder und Jugendliche

de Selbstverständlichkeiten in den 
Familien bereits gelebt werden. Die-
se positiven Einstellungen gelte es 
durch Präventionsarbeit vonseiten 
der Krankenkasse weiter zu stär-
ken. Die Untersuchung hat gleich-
zeitig deutlich gemacht, dass nicht 
nur die Kindergesundheit, sondern 
auch die Gesundheit der Eltern noch 
mehr unterstützt werden muss. 

Die aktuelle Studie ergänzt eine 
Untersuchung aus dem Jahr 2007, 

Cartoons von Johann Mayr

zweier Menschen. Das berührt und 
regt zum Nachdenken an. Die Pro-
duktion des Westdeutschen Rund-
funks wurde mit dem Deutschen 
Kinderhörspielpreis 2009 ausge-
zeichnet.

Maja Nielsen: Feldpost für Pau-
line. Hörspiel des WDR, ab 12 Jah-
ren, ISBN: 978-3-7941-8531-3, 12,95 
Euro.

Wir verlosen unter Ausschluss 
des Rechtsweges insgesamt 3 Hör-
spiele. Schicken Sie einfach eine 
E-Mail an: hoerspiel@sovd.de bzw. 
eine Postkarte an: SoVD, Abteilung 

Redaktion, Stichwort „Feldpost 
für Pauline“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. September.
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Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.
Das Lösungswort zum Gewinnen wertvoller Buchpreise bitte einsenden an: 

SoVD, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: 
kreuzwortraetsel@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

Gewinner 
im Monat
August

Die Redaktion der SoVD- 
Zeitung gratuliert allen Ge-
nannten zu ihrem Gewinn! Die 
Namen werden in der SoVD-
Zeitung veröffentlicht. Der 
Versand der Gewinne erfolgt 
wenige Tage nach Erscheinen 
der aktuellen Ausgabe.

Mobiltelefone sind weit verbrei-
tet. Wer nicht viel telefoniert oder 
nur für den Notfall ein Handy hat, 
um gegebenenfalls Hilfe holen zu 
können, nutzt meist sogenannte 
Prepaid-Verträge. Dabei wird ein 
Guthaben vorab gekauft und kann 
dann bei Bedarf abtelefoniert wer-
den. Da die Telekom an solchen 
Kunden wenig verdient, hat sie nun 
begonnen, lange nicht genutzte An-
schlüsse zu kündigen – oftmals ohne 
die Kunden darüber zu informieren. 
Falls Sie also ein Notfall-Handy besitzen und Kunde der Telekom sind, 
sollten Sie sich vergewissern, ob dieses noch seinen Dienst versieht. 

Verbraucherschützer kritisieren übrigens auch, dass mit der Kündigung 
der Verträge nicht genutztes Restguthaben verfällt. Dieses müsste den Be-
troffenen jedoch in jedem Fall erstattet werden – schließlich haben sie ihr 
Prepaid-Guthaben ja in gutem Glauben vorab bezahlt. Einen Musterbrief, 
mit dem Sie Ihren Anspruch geltend machen können, hält die Verbraucher-
zentrale Schleswig-Holstein im Internet unter www.verbraucherzentrale-
sh.de bereit. Klicken Sie dort einfach links auf den Bereich „Musterbriefe“ 
und wählen Sie die Vorlage „Abschaltung Ihres Xtra-Anschlusses“ aus.

� Ihre Ingeborg Saffe
� Bundesschatzmeisterin

Im vergangenen Monat haben wir gefragt, ob Sie die Überlegungen der 
Bundesregierung zu einer Abschaffung der Wehrpflicht begrüßen. Das Er-
gebnis: 73 Prozent sprachen sich für die Einführung einer Berufsarmee aus, 
während 23 Prozent gegenteiliger Meinung waren.

Die Frage des Monats September lautet: Das Unternehmen Google foto-
grafiert derzeit in großen deutschen Städten Häuser, um diese Bilder dann 
im Internet zugänglich zu machen. Fühlen Sie sich durch die Abbildung 
Ihres Hauses oder Ihrer Wohnung in Ihrer Privatsphäre verletzt?

An unserer Umfrage können Sie sich ganz einfach beteiligen: Besuchen 
Sie unsere Homepage www.sovd.de und klicken Sie auf der rechten Seite auf 
„Frage des Monats“. Dort können Sie auch eine Antwort frei formulieren. 
Die Redaktion wertet diese aus und bemüht sich, sie in ihre Berichterstat-
tung einfließen zu lassen.

Frage des Monats

Bundesschatzmeisterin
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Telekom kündigt 
Prepaid-Handys

Prepaid-Kunden der Telekom soll-
ten ihren Anschluss überprüfen.

Foto: Maria P. / fotolia

Kreuzworträtsel
Hans Peters 
(Hamburg)

Elfriede Hofmann 
(Biesenthal)

Friedhelm Nökel 
(Wermelskirchen)

Sudoku
Elke Zablewski 

(Bodenheim)
Hans-Bernd Katz 

(Essen)
Karin Blackstein 

(Magdeburg)

Hörspiel 
(Jim Knopf)

Ilker Demirok 
(Lübeck)

Carmen Dauer 
(Ansbach)

Dieter Kiefer 
(Marburg)

Filmtipp 
(Der Kommissar)
Hans Schiffgen 

(Bad Kreuznach)

Filmtipp 
(Marie Brand)

Brigitte Leferink 
(Bad Bentheim)

Renate Sap 
(Weener)

Dana Bunzel 
(Erlangen)

Anna Karenina scheint alles zu 
besitzen, als der junge Offizier 
Graf Wronskij in ihr Leben tritt. 
Für diese Liebe opfert Anna Ka-
renina ihr Leben: den Mann, den 
Sohn und die gesellschaftliche 
Achtung. Doch ihre bedingungs-
lose Liebe scheitert und führt zu 
Eifersucht, Hass und Verzweif-
lung.

 Der Autor Leo Tolstoi hat mit 
diesem Werk einen der berühm-
testen Romane der Weltliteratur 
geschaffen. Er gilt insgesamt als 
sein künstlerisch vollkommenster und hat in der Literaturwissen-
schaft das sogenannte Anna-Karenina-Prinzip geprägt: „Alle glück-
lichen Familien gleichen einander, jede unglückliche Familie ist auf 
ihre eigene Weise unglücklich.“ Der komplette Roman wird gelesen 
von Gert Westphal. Die Gesamtlaufzeit beträgt ca. 19 Stunden.

Leo Tolstoi: Anna Karenina. Universal Music Group / Deutsche Grammo-
phon Literatur, 16 CD, ISBN 978-3-8291-1161-4, ca. 49,99 Euro.

Wir verlosen unter Ausschluss des Rechtsweges eine Box der Lesung. 
Schicken Sie einfach eine E-Mail an: buchtipp@sovd.de bzw. eine Postkarte 
an: SoVD, Abteilung Redaktion, Stichwort „Anna Karenina“, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

In den sechziger Jahren sorgten zahlreiche Fran-
cis-Durbridge-Verfilmungen für volle Wohnzim-
mer und leere Straßen. Doch auch deutsche Au-
toren wie Herbert Reinecker wuss-
ten das Publikum zu fesseln. Den 
Anfang seiner Straßenfeger machte 
„Der Tod läuft hinterher“, in dem 
Joachim Fuchsberger den angebli-
chen Selbstmord seiner Schwester 
aufzuklären versucht. In „Babeck“ 
ist es dann Helmut Lohner, der sich 
einem rätselhaften Mann gegenüber 
sieht, der aus dem Hintergrund die 
Fäden eines Verbrechersyndikats 
zieht. Den Abschluss der Trilogie 
bildet „11 Uhr 20“, erneut mit Jo-
achim Fuchsberger, der bei einem 
Urlaub in der Türkei unerwartet die 
Leiche eines Mannes in seinem Wagen findet.

Die Dreiteiler lockten damals Millionen Zu-
schauer vor den Bildschirm und bieten heute ein 
Wiedersehen mit Stars wie Curd Jürgens, Elisa-
beth Flickenschildt, Nadja Tiller, Götz George, 
Siegfried Lowitz, Senta Berger u. v. a.

Herbert Reinecker: Der Tod läuft hinterher (1967), Babeck (1968), 11 Uhr 
20 (1969), jeweils ca. 200 Minuten, Universal 2006 / 2010, je 13,99 Euro.

Wir verlosen unter Ausschluss des Rechtsweges drei Überraschungs- 
Pakete mit den vorgestellten DVDs. Schicken Sie hierfür einfach eine  
E-Mail an: filmtipp@sovd.de bzw. eine Postkarte an: SoVD, Abteilung Re-
daktion, Stichwort „Herbert Reinecker“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. September.

Leo Tolstoi:
Anna Karenina

Herbert Reinecker:
Kultkrimis der Sechziger

Hörbuchtipp

Filmtipp
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Neuheit aus dem Jahr 2009: Die modernen Kommunikationshilfen  
TOBII C8 und C 12 schenken stummen und motorisch eingeschränkten 
Menschen Unabhängigkeit.

Fotos (2): Rene Tillmann / Messe Düsseldorf

Im Mittelpunkt des Seminars steht die zukünftige Gestaltung des Sozial-
staates in Deutschland. Vom 17. bis zum 19. September werden verschiedene 
politische, wirtschaftliche und ökologische Facetten des „Globalen Wan-
dels“ als Herausforderung für die Politik des 21. Jahrhunderts untersucht. 
Mit Bezug auf das 20. Jubiläum der Wiedervereinigung geht das Seminar 
„Gebautes diesseits und jenseits der Grenze“ vom 11. bis zum 15. November 
der Stadtplanung und Architektur in 
der BRD und der DDR nach. Über 
„Migration und Ausländerpolitik in 
Deutschland“ informiert die Gus-
tav-Heinemann-Bildungsstätte vom 
8. bis zum 12. November. In der Vor-
weihnachtszeit wird in der Zeit zwi-
schen dem 3. und dem 5. Dezember 
ein Blick zurück auf die „Jugend in 
den 1950-er Jahren – zwischen Krieg 
und Wirtschaftswunder“ geworfen.

Aufgrund der Kooperationsver-
einbarung zwischen dem SoVD und 
der Bildungsstätte erhalten Mitglie-
der auf jedes Seminar einen Rabatt 
von 10 Prozent.

Leben die Alten 
auf Kosten der Jungen?

Landesverband Schleswig-Holstein

Unter diesem provozierenden Titel findet in der Gustav-Heinemann-
Bildungsstätte in Bad Malente vom 6. bis zum 10. September ein  
Bildungsurlaubsseminar statt. 

Nähere Informationen über 
das Seminarangebot und das Ta-
gungshaus gibt es unter www. 
heinemann-bildungsstaette.de 
oder direkt bei der Gustav-Hei-
nemann-Bildungsstätte, Schwei-
zer Straße 58, 23714 Bad Ma-
lente-Gremsmühlen. Ansprech-
partnerin ist Sabine Jansen, Tel.: 
04523 / 8 80 97-11, E-Mail: sj@ 
heinemann-bildungsstaette.de

Info

Auf zur Reha Care International 2010
Vom 6. bis 9. Oktober trifft sich die internationale Rehabilitations- und Pflegebranche zu ihrer wichtigsten 

Messe, der Reha Care International in Düsseldorf. Auch der SoVD wird wieder mit einem Stand vertreten sein. 
Mitglieder können beim SoVD Nordrhein-Westfalen ermäßigte Eintrittsgutscheine bestellen. 

Rund 750 Aussteller aus 29 Län-
dern präsentieren in diesem Jahr 
auf der Fachmesse neue Produkte 
und Dienstleistungen. Das Angebot 
reicht von Mobilitäts- und Alltags-
hilfen über Hilfsmittel für ambu-
lante und stationäre Pflege, Kom-
munikationstechnik und barriere-
freie Wohnwelten bis hin zu Ideen 
für Freizeit, Reise und Sport. Vor 
allem im Bereich Mobilität bietet 
die Reha Care eine umfangreiche 

Palette: von Rollstühlen, Fahrge-
räten und Gehhilfen bis zu ange-
passten Fahrzeugen. Die Automo-
bilindustrie präsentiert in diesem 
Jahr in Halle 6 ihre aktuellen, be-
hindertengerechten Modelle. 

Neben der Vorstellung techni-
scher Innovationen setzt die Reha 
Care wieder stark auf Meinungs-
austausch. So findet ergänzend 
zur Messe vom 6. bis 7. Oktober 
der Fachkongress „Selbstbestimmt 

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Wohnen und Pflegen zu Hause – Von 
der Vision zur Realität“ statt. 

BKB-Tagung zur 
Vielfalt der Barrierefreiheit

Der gesamten Bandbreite der Bar-
rierefreiheit widmet sich die Tagung 
des Bundeskompetenzzentrums 
Barrierefreiheit (BKB) am 6. Ok-
tober. Im Rahmen der ganztägigen 
Veranstaltung wird das BKB seine 
Arbeit und die 30 initiierten Projek-
te vorstellen. Das BKB wurde 2008 
gegründet. Der SoVD ist sowohl 
Gründungsmitglied als auch aktiv 
im Vorstand des Bundeskompetenz-
zentrums Barrierefreiheit tätig. 

SoVD-Stand informiert 
und verwöhnt in Halle 3

Der SoVD wird durch den Landes-
verband Nordrhein-Westfalen ver-
treten. Der SoVD-Stand ist in Halle 
3 Stand F 82 zu finden. Hier erhalten 
Besucher kompetente Beratung und 
vielfältiges Informationsmaterial. 
Außerdem verwöhnen Mitarbeiter 
des verbandseigenen Berufsbil-
dungswerkes Bremen die Besucher 
mit alkoholfreien Cocktails.

Die Messe ist vom 6. bis 8. Ok-
tober von 10 bis 18 Uhr und am 9. 
Oktober von 10 bis 17 Uhr geöffnet. 
Der Eintritt kostet regulär 12 Euro. 
Menschen mit Behinderung, Schü-
ler und Studenten bezahlen 7 Euro. 

Für Begleitpersonen behinderter 
Menschen mit Ausweiskennzeichen 
„B” ist der Eintritt frei. 

Ermäßigte Tickets 
für SoVD-Mitglieder

Der SoVD bietet für Mitglieder, die 
nicht zum begünstigten Personen-
kreis gehören, ermäßigte Eintritts-
gutscheine zum Preis von 7 Euro an. 
Die Gutscheine berechtigen auch 
zur kostenlosen Nutzung des Ver-
kehrsverbundes Rhein-Ruhr für den 
Weg zur Messe und zurück. 

Interessenten bestellen die Gut-
scheine schriftlich beim SoVD 
Nordrhein-Westfalen e.V., Erkrather 
Straße 343, 40231 Düsseldorf. Das 

Geld sollte gleichzeitig unter An-
gabe von Name, Adresse und Ver-
wendungszweck „Reha Care“ auf 
folgendes Konto überwiesen wer-
den: SoVD NRW e.V., Kreisspar-
kasse Düsseldorf, BLZ 301 502 00, 
Kontonummer 204 8452. Nach Zah-
lungseingang sendet der SoVD den 
Eintrittsgutschein zu.

Der knallgelbe Kenguru Cruiser aus Ungarn, ein Elektromobil für Roll-
stuhlfahrer, wurde 2009 auf der Reha Care vorgestellt. Auch 2010 warten 
wieder viele Neuheiten auf die Besucher der internationalen Fachmesse.

Weitere Informationen zum Pro-
gramm der Fachmesse sowie Be-
richte aus dem Vorjahr unter www.
rehacare.de

Internet

Neues soziales Netzwerk für 
Menschen mit und ohne Behinderung

Auf der Internetseite www.behinder-mich-nicht.de der Diakonie Schleswig-Holstein finden Interessierte 
nicht nur Informationen rund um das Thema Behinderung, sondern können sich via Netzwerk virtuell treffen, 
Informationen und Bilder austauschen, um Rat fragen, Hilfe suchen oder anbieten, Freunde finden, sich Briefe 
schreiben, diskutieren und Spaß haben.

Der Besuch von Internet-Netz-
werken wie Facebook oder My 
Space gehört für viele Menschen – 
insbesondere Jugendliche – schon 
lange zur täglichen Routine. Hier 
treffen sie sich im virtuellen Raum 
mit Freunden, tauschen Nachrichten 
aus und diskutieren miteinander. Ein 
solches Netzwerk, allerdings speziell 
abgestimmt auf die Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderung, hat die 
Diakonie in Schleswig-Holstein kon-
zipiert und unter der Adresse www.
behinder-mich-nicht.de ins Internet 
gestellt. Das Portal ist barrierefrei 
gestaltet und richtet sich an alle, die 

sich auf irgendeine Art und Weise be-
hindert fühlen. Dabei spielt es keine 
Rolle, wodurch dies hervorgerufen 
wird. Ob es der Körper ist, die See-
le oder die Gemeinschaft, die es den 
Menschen manchmal sehr schwer 
macht, am gesellschaftlichen Leben 
teilzuhaben. Auch Menschen, die 
sich erst im Alter behindert fühlen, 
sind auf www.behinder-mich-nicht.
de willkommen.

Das Netzwerk wendet sich aber 
ebenso an Menschen, die sich nicht 
behindert fühlen. An Menschen, die 
es ärgert, dass andere behindert wer-
den. An Menschen, die helfen oder 

unterstützen wollen. An Menschen, 
die dafür sorgen wollen, dass unsere 
Gesellschaft niemanden behindert. 
An Menschen, die mit Menschen mit 
Behinderung arbeiten. Und natür-
lich an alle Menschen, die sich um 
Menschen mit Behinderung küm-
mern und für sie sorgen. 

Die Registrierung und Mitglied-
schaft bei behinder-mich-nicht.de 
ist kostenlos. 

Das Netzwerk will dazu beitra-
gen, dass der Satz „Behinder mich 
nicht!“ in Schleswig-Holstein und 
anderswo eines Tages überflüssig 
wird.

Landesverband Schleswig-Holstein

Die Gustav-Heinemann-Bildungsstätte liegt direkt am Kellersee.

Soziale Netzwerke im Internet sind vor allem bei Jugendlichen sehr beliebt. Das Portal www.behinder-mich-
nicht.de der Diakonie Schleswig-Holstein möchte Menschen zusammenbringen und Barrieren abbauen. 

Foto: Robert Kneschke / fotolia
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bei jedem Einkauf!

Ja, schicken Sie mir den aktuellen Schwab Hauptkatalog.

Vorname    Nachname

Straße, Nr.    PLZ, Wohnort

Kunden-Nummer (falls vorhanden)      Geburtsdatum 

Datum

Bitte Coupon abtrennen und einsenden an: 
Schwab Versand • Abt. AB-V • Kinzigheimer Weg 6 • 63450 Hanau1
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7% sparenExklusiv für SoVD-Mitglieder:

Gratis Kataloganforderung

Gratis
Katalog
anfordern!

Nutzen Sie als SoVD-Mitglied  
den besonderen Einkaufsvorteil:  
7% Sofortabzug auf alle 
Bestellungen.

Der Schwab Versand, langjähriger 
Kooperationspartner des SoVD, gilt 
als  einer der größten Vollsortimen-
ter mit höchster Textilkompetenz. 
Im neuen Hauptkatalog bietet Ihnen 
Schwab ein breites Sortiment 
aktueller Mode, neuester Technik 
sowie alles rund um die Themen 
Wohnen und Freizeit.

Fordern Sie jetzt Ihren aktuellen 
Hauptkatalog kostenlos an und 
stöbern auf über 1.100 Seiten 
ganz in Ruhe zu Hause.

...sportliche Betätigung das Ge-
hirn verjüngt?

Lange Zeit war man davon über-
zeugt, dass sich das Gehirn eines 
Erwachsenen nicht verjüngen lie-
ße. Inzwischen haben Physiologen 
wie der Freiburger Forscher Josef 
Bischofsberger jedoch herausge-
funden, dass sportliche Betätigung 
– also das Training der Muskeln – die 
Hirnzellen mit frischen Nähr- und 
Wuchsstoffen versorgt. Hierdurch 
entstehen neue Nervenzellen, die je-
doch nach nur wenigen Wochen wie-
der absterben, wenn man sie nicht 
nutzt. Das bedeutet: Zur Bildung 
neuer Nervenzellen ist körperliche 
Aktivität vonnöten, für das Überle-
ben der neuen – äußerst erregbaren 
und lernfähigen – Zellen ist wie-
derum geistige Aktivität wichtig- 
ste Voraussetzung. Gehemmt wird 
die Neurogenese (die Bildung neu-
er Nervenzellen) allerdings durch 
Stresshormone. Im Rückschluss be-
deutet das: Sportliche Betätigung 
dient der geistigen Fitness, so lange 
diese nicht in Stress ausartet.

...die Sterblichkeit um 36 Prozent 
sinkt, wenn Bewegung im Spiel ist?

Wie die Deutsche Gesellschaft 
für Sportmedizin und Prävention 
mitteilt, vermindert mäßige, aber 
regelmäßige körperliche Aktivität, 
wie zum Beispiel „Walking“ die 
Erkrankungshäufigkeit und senkt 
die Sterblichkeit im Vergleich zu 
gleichaltrigen Inaktiven um bis zu 
36 Prozent. Auch wer älter ist als 
65, profitiert nach Auffassung der 
Experten noch deutlich von regel-
mäßiger sportlicher Betätigung. 

...Bluthochdruck durch Sport ge-
senkt werden kann?

Bluthochdruck-Patienten, die 
dreimal in der Woche schwimmen 
gehen, laufen oder Rad 
fahren, werden schnell 
eine deutliche Ver-
besserung ihres Ge-
sundheitszustandes 
feststellen. Dabei 
darf allerdings der 
vom Arzt zuvor 
festgelegte Ma-
ximalpuls nicht 
überschritten 
werden. Die 
regelmäßige 
sportliche Be-
tätigung hilft, 
die Ausdauer 
zu verbessern 

und das führt langfristig dazu, dass 
die steifen, verfestigten Blutgefäße 
wieder flexibler werden. Je nach-
dem, wie stark der Kreislauf gefor-
dert ist, verengen bzw. weiten sich 
die Gefäße. Durch das Weiten muss 
das Herz nicht mehr so viel Kraft 
aufwenden, um das Blut durch die 
verengten Blutbahnen zu pumpen - 
mit dem Effekt: Der Blutdruck kann 
wieder sinken.

...die motorischen Fähigkeiten von 
Kindern in den vergangenen Jahren 
drastisch abgenommen haben?

Eigentlich müsste im Alter von 
sechs Jahren die Motorik eines Kin-
des sehr gut entwickelt sein. Es sollte 
in der Lage sein, auch komplexere 
Bewegungsabläufe umzusetzen wie 
zum Beispiel einen Ball zu fangen, 
rückwärts zu balancieren und auf 
einem Bein ein Hindernis zu über-
springen. Doch der wach-
sende Bewegungsman-
gel der Kinder führt 
dazu, dass sie die-
se Fähigkeiten 
– wenn über-
haupt – heu-
te deutlich 
später ent-
w i c k e l n . 
Denn die 
motori-
s c h e n 

Fähigkeiten eines Kindes bilden sich 
nur dann aus, wenn sie entsprechend 
beansprucht werden: Erst wenn 
Kinder sich aktiv bewegen, werden 
Gleichgewichtssinn, Koordination, 
Kraft und Ausdauer gefördert.

...Osteoporose durch die Kombi-
nation aus Bewegung, richtiger Er-

nährung und gezielter 
Therapie deutlich ge-
lindert werden kann?

Die umgangs-
sprachlich als „Kno-

chenschwund“ be-
zeichnete Stoffwech-
selkrankheit ist längst 
zu einer Massenerkran-

kung geworden, bei der die 
Knochen immer instabiler 
und poröser werden. Die 
Bewegung der Muskeln 
regt allerdings die Rege-
neration der Knochen-
zellen an. Menschen 
im fortgeschrittenen 
Alter tun gut daran, 
ihren Körper durch 
gezielte Übungen fit 
zu halten. Stram-

me Spaziergänge 
im Freien bieten 
sich zum Beispiel 

besonders an, da 
das Tageslicht die 

Produktion von Vitamin-D 
in der Haut zusätzlich fördert. 

Wenn der Bewegungs-
apparat durch speziel-
le Krankengymnastik 
gezielt gestärkt wird 
und die Ernährung 

auf Milchprodukte, grünes Gemüse 
sowie fettreichen Fisch, Eigelb und 
sogar Margarine und Butter umge-
stellt wird, ist die Krankheit gut in 
den Griff zu bekommen. Eine jähr-
liche, knochenaufbauende Infusion 
kann die Therapie noch ergänzen.

...Sie Ihr Immunsystem durch aus-
reichend Bewegung auf Vordermann 
bringen können?

In wissenschaftlichen Untersu-
chungen konnte festgestellt werden, 
dass besonders Schwimmen und ru-
higes Joggen drei- bis fünfmal die 
Woche für etwa 45 Minuten die Kon-
zentration von Immunoglobulinen, 
körpereigenen Eiweißantikörpern, 
sowie von natürlichen Killerzellen 
im Blut relevant erhöht. Bei letzteren 
handelt es sich um weiße Blutkör-
perchen, die gezielt Viren und sogar 
Tumorzellen angreifen. Das bedeu-

tet also, dass körperliche Be-
wegung sogar helfen 

kann, Krebser-
k r a n k u n -

gen zu 
verhin-

dern, 

was im Umkehrschluss natürlich 
nicht heißt, dass ein Mensch, der 
häufig Sport treibt, nicht an Krebs 
erkranken kann. Schließlich gibt es 
für eine Krebserkrankung viele Fak-
toren. Außerdem darf nicht verges-
sen werden, dass exzessiver Sport 
das Immunsystem eher schwächt als 
stärkt: Marathonläufer zum Beispiel 
erkranken bereits vor dem Rennen 
doppelt so häufig wie sportlich In-
aktive. 

...eine beginnende Diabetes durch 
körperliche Ertüchtigung deutlich 
abgeschwächt, wenn nicht verhin-
dert werden kann?

Laut einer US-Studie sinkt das 
Risiko, an einem Typ-2-Diabetes zu 
erkranken bei einer Umstellung der 
Lebensgewohnheiten hin zu mehr 
Bewegung und weniger Kilos um 
bis zu 58 Prozent. Dabei spiele das 
Alter keine Rolle. Auch bei bereits 
an Diabetes Erkrankten ist Bewe-
gung wichtig. Denn Sport erhöht 
die Insulinempfindlichkeit unserer 
Körperzellen, mit der Folge, dass der 
Blutzuckerspiegel sinkt. So kann im 
Bestfall sogar auf Spritzen und Tab-
letten ganz verzichtet werden.

...Sie das Risiko eines Herzinfark-
tes durch Freizeitsport relevant ver-
ringern können?

Denn genauso wie Sport unse-
ren Bizeps und Trizeps wachsen 
lässt, können wir auch unser Herz 
durch regelmäßiges Training stär-
ken. Schließlich ist auch das Herz 
ein Muskel. Und die Vorteile eines 
kräftigen Herzmuskels liegen auf 

So schlägt man zwei Fliegen mit einer Klappe: Sich 
auf dem Heimtrainer ertüchtigen während man 
seine Lieblingssendung im Fernsehen guckt. 

Weitere Infos rund um das The-
ma Bewegung und Gesundheit fin-
den Sie auch auf der Internetseite  
www.wissen.de

Internet

Wissenschaftlich erwiesen:
Wer sich bewegt, lebt länger!

Vielleicht gibt es auch in Ihrem Ortsverband eine Spazier-, Radfahr- oder eine andere Sportgruppe, an der Sie mit Freude teilneh-
men? Wenn nicht, dann finden Sie im Folgenden neun gute Argumente, warum Bewegung der Gesundheit und damit dem gesamten 
Wohlbefinden gut tut – oder wussten Sie schon, dass...

der Hand: Das Schlag-
volumen vergrößert 
sich, die erhöhte Sau-
erstoffzufuhr verbes-
sert die Fließeigen-
schaft des Blutes, der 
Puls wird langsamer. 
Damit kann das Herz 
seine Aufgabe, fri-
sches Blut durch 
die Adern zu pum-
pen, leichter bewälti-
gen. Die Gefahr eines 
Infarktes, bei dem ein 
Blutgerinnsel ein Herz-
kranzgefäß verstopft, 
das Blut nicht mehr 
zirkulieren kann und 
die Sauerstoffzufuhr 
unterbrochen wird, 
sinkt damit rele-
vant.

...20 Prozent 
der Kinder in 
D e u t s c h l a n d 
ü b e rg e w i c h t i g 
sind?

Die medizinischen Konsequenzen 
von Fettleibigkeit bei Kindern sind 
gravierend: Die Fälle von Herz- und 
Kreislauferkrankungen, Bluthoch-
druck und vor allem Diabetes bei 
Kindern haben bereits drastisch 
zugenommen; Koordinationsstö-
rungen sowie schwere seelische 
Schäden belasten dicke Kinder; die 
Überbelastung des Haltungs- und 
Bewegungsapparates führt schon 
im Kindesalter zu Gelenkschäden. 
Neben Kalorienbomben wie Fer-
tiggerichten ist es vor allem der 
wachsende Bewegungsmangel, der 
die Kinder immer dicker werden 
lässt. Schulkinder sehen immer-
hin etwa zwei Stunden täglich fern 
anstatt Sport zu treiben. Wie eine 
EU-Studie ergab, bewegen sich 40 
Prozent der Jungen und 70 Prozent 
der Mädchen viel zu wenig – sie ge-
hen weniger als eine Stunde am Tag 
einer normalen bis starken körper-

lichen Bewegung nach. So erklärt 
sich auch, dass Kinder heute nur 
noch fünf bis sechs Spiele im Frei-
en beherrschen, während Kindern 
in Deutschland vor rund 100 Jahren 
noch insgesamt 100 verschiedene 
Spiele für draußen bekannt waren. 
Die Kreativität der Kinder leidet 
unter dem zunehmenden Bewe-
gungsmangel ebenfalls: Materialien 
aus der Umwelt ins Spiel einzubau-
en und mit ihnen zu improvisieren, 
fällt Kindern heute immer schwerer.  
� Quelle:  
� wissen.de / Susanne Dreisbach

Neun Fakten zum Thema Bewegung und Gesundheit

Auch Kinder bewegen sich oft zu wenig. Eine der Folgen davon: Bereits 
20 Prozent der deutschen Kinder sind übergewichtig. 

Fotos (3): Glenda Powers / fotolia

Bei Walzer & Co. verwandelt sich das Tanzparkett 
zum Fitnessstudio. 
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